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Viele Versicherungsgesellschaften weigerten sich in der NS-
Zeit, mit jüdischen Bürgerinnen und Bürgen neue Versiche-
rungsverträge abzuschließen. Vor allem Unternehmen der
Privaten Krankenversicherung kündigten in den 1930er Jahren
mit legalen und illegalen Methoden schon bestehende Ver-
sicherungsverträge. Die angesparten Guthaben aus jüdischen
Kapitallebensversicherungen gingen zu großen Teilen indirekt
über ungerechtfertigte Steuern oder direkt durch Beschlagnah-
mungen an den NS-Staat. Ab 1942 konfiszierten die Finanz-
ämter die noch übrig gebliebenen Kapitallebensversicherungen
bei der Deportation jüdischer Versicherter in die Vernichtungs-
lager im Osten.

Dieses Buch beschreibt den Umgang der deutschen Versiche-
rungsunternehmen mit ihrer jüdischen Kundschaft, ihren
jüdischen Angestellten und weiteren jüdischen Vertragspart-
nern in der NS-Zeit. Im Mittelpunkt stehen Beispiele aus Ham-
burg, einem bedeutenden Versicherungsplatz Deutschlands.

Freie und Hansestadt Hamburg
Behörde für Bildung und Sport
Amt für Bildung
Landeszentrale für politische Bildung, Hamburg

„Juden können nicht
Mitglieder der Kasse sein“
Versicherungswirtschaft
und die jüdischen Versicherten
im Nationalsozialismus
am Beispiel Hamburg

Umschlag.qxd  03.06.04  10:00  Seite 2



 
Die Landeszentrale für politische Bildung ist eine Abteilung des Amtes für Bildung in der Be-
hörde für Bildung und Sport der Freien und Hansestadt Hamburg. Ein pluralistisch zusammen-
gesetzter Beirat sichert die Überparteilichkeit der Arbeit. Zu den Aufgaben der Landeszentrale 
gehören:

➔ Herausgabe eigener Schriften
➔ Ankauf von themengebundenen Publikationen
➔ Koordination und Förderung der politischen Bildungsarbeit
➔ Beratung in Fragen politischer Bildung
➔ Zusammenarbeit mit Organisationen und Vereinen
➔ Beratung und Informationen rund um den Bildungsurlaub zur beruflichen Weiterbildung 
 und politischen Bildung
➔ Anerkennung der Bildungsurlaubsveranstaltungen nach dem Hamburgischen 

Bildungsurlaubsgesetz
➔ Finanzielle Förderung von Veranstaltungen politischer Bildung
➔ Veranstaltung von Rathausseminaren für Zielgruppen
➔ Öffentliche Veranstaltungen

Die Informationen und Veröffentlichungen richten sich an Hamburgerinnen und Hamburger. 
Sie sind unentgeltlich. Schriften können während der Öffnungszeiten des Informationsladens 
abgeholt werden. Für Multiplikatorinnen und Multiplikatoren können gegen eine Jahres-
Verwaltungsgebühr von 10,-  acht Bücher aus einem zusätzlichen Publikationsangebot 
mitgenommen werden. Die Landeszentrale Hamburg arbeitet mit den Landeszentralen der 
anderen Bundesländer und der Bundeszentrale für politische Bildung zusammen. Unter der 
gemeinsamen Internet-Adresse www.politische-bildung.de werden alle Angebote erfasst.

Der Informationsladen befindet sich in der Altstädter Straße 11, 20095 Hamburg.
Die Büroräume sind in der Steinstraße 7, 20095 Hamburg.

Öffnungszeiten des Informationsladens:
Montag bis Donnerstag: 13.30 Uhr bis 18.00 Uhr
Freitag: 13.30 bis 16.30 Uhr

Erreichbarkeit:
Telefon:  42854-2148/2149
Telefax:  42854-2154
Email: PolitischeBildung@bbs.hamburg.de
Internet: www.politische-bildung.hamburg.de



Ingo Böhle

„Juden können nicht
Mitglieder der Kasse sein“
Versicherungswirtschaft
und die jüdischen Versicherten
im Nationalsozialismus
am Beispiel Hamburg

Landeszentrale für politische Bildung, Hamburg



Impressum:

Copyright 2003 Landeszentrale für politische Bildung, Hamburg

Alle Rechte vorbehalten

Redaktion: Dr. Rita Bake

Diese Veröffentlichung stellt keine Meinungsäußerung der Landeszentrale für politische
Bildung dar. Für die inhaltlichen Aussagen trägt der Autor die Verantwortung.

Gestaltung: Lütcke & Wulff, Hamburg

Druck: Lütcke & Wulff, Hamburg

Hamburg 2003

ISBN: 3-929728-72-9

2



Inhaltsverzeichnis

1. Einleitung 4

2. Der Novemberpogrom 1938
als versicherungstechnischer Großschaden 6

2.1. Die Behandlung der Versicherungsschäden
aus dem Novemberpogrom 1938 6

2.2. Der Novemberpogrom in Hamburg 8

2.3. Die Hamburger Justiz und die Versicherungsschäden
des Novemberpogroms 11

3. Jüdische Lebens- und Sachversicherungen im Nationalsozialismus 14

3.1. Versicherungstechnische Verluste bei Rückkauf jüdischer Lebens-
und Rentenversicherungen 14

3.2. Die illegale Kündigungsaktion
der Volksfürsorge Lebensversicherung AG 1938 15

3.3. Devisenverlust bei Fremdwährungsversicherungen 17

3.4. Ausschluss aus Pensionsversicherungen
und betrieblicher Altersversorgung 17

3.5. Direkte staatliche Konfiskation jüdischer Lebens-
und Pensionsversicherungen 18

3.6. Schäden aus jüdischen Unfall-, Haftpflicht-
und Schadenversicherungsverträgen 22

4. Private Krankenversicherung (PKV) im Nationalsozialismus 24

4.1. Früher Antisemitismus in der PKV-Wirtschaft vor 1933 24

4.2. 1933: Antijüdische Restriktionen der PKV-Wirtschaft
ohne staatlichen Auftrag 25

4.3. Judenpolitik der PKV-Wirtschaft im Nationalsozialismus:
Verfolgung, Diskriminierung und Ausschluss 31

4.4. Radikalisierung nach dem Novemberpogrom 1938 38

4.5. Die „Lösung der Judenfrage“ in der PKV 41

4.6. PKV: Der antisemitischste Versicherungszweig
im Nationalsozialismus 43

5. Die Verdrängung der jüdischen Beschäftigten
aus der Versicherungswirtschaft 45

3



Ingo Böhle • „Juden können nicht Mitglieder der Kasse sein“

1. Einleitung

1997 erschütterten die Sammelklagen von Überlebenden des Holocaust bzw. Erben von
Holocaust-Opfern vor US-Gerichten wegen nicht erfüllter Versicherungsansprüche in der NS-
Zeit die deutsche, schweizerische, österreichische und französische Versicherungswirtschaft.
1998 einigten sich die in den USA arbeitenden und beklagten Versicherungsgesellschaften mit
der US-amerikanischen Versicherungsaufsicht und den Vertretern der Klägerinnen und
Klägern auf die Einrichtung der International Commission on Holocaust Era Insurance
Claims (ICHEIC), um die Ansprüche außergerichtlich zu regeln. Die gesamte deutsche Versi-
cherungswirtschaft trat im Jahr 2000 mit einem Betrag von 500 Mio. DM der Bundesstiftung
„Erinnerung, Verantwortung und Zukunft“ bei, die insgesamt mit einem Kapital von 10 Mil-
liarden DM – vom Bundeshaushalt und von der deutschen Wirtschaft je zur Hälfte aufge-
bracht – ausgestattet wurde, um vor allem die ehemaligen Zwangsarbeiterinnen und Zwangs-
arbeiter während des Zweiten Weltkrieges zu entschädigen. Der Beitrag der Versicherungs-
wirtschaft wurde für die Entschädigung von Versicherungsansprüchen reserviert. Bis in das
jetzige Jahr 2003 hinein zogen sich die Verhandlungen über die Prüfung der Ansprüche und
die Auszahlung an die Berechtigten. Inzwischen ist unter dem Dach der Bundesstiftung eine
Einigung erfolgt, wurde eine Liste der 1933 existierenden jüdischen Lebensversicherungs-
verträge veröffentlicht, und die ersten Auszahlungen erfolgen.

Die bisherige Selbstsicht deutscher Versicherungsunternehmen auf ihre NS-Vergangen-
heit wurde dominiert vom Verschweigen und der Minimierung eigener Taten, die Betonung
der Unschuld, die Berufung auf einen angeblichen Befehlsnotstand in der NS-Diktatur, die
Hervorhebung eigener Opfer und eigenen Leides infolge alliierter Bombenangriffe und wirt-
schaftlicher Schwierigkeiten in der Nachkriegszeit. Erst die Diskussion um die Sammelklagen
der Holocaust-Opfer änderte die Situation: Beklagte Unternehmen wie etwa die markt-
führende Allianz Versicherung AG gaben sicherlich nicht zuletzt aus Rücksichtnahme
gegenüber den moralisch-ethischen Befindlichkeiten des US-Marktes wissenschaftliche Unter-
suchungen ihrer Firmengeschichte im Nationalsozialismus in Auftrag. Die Deutsche Kran-
kenversicherung AG aus Köln beauftragte den Autor dieses Buches mit einer Studie über die
private Krankenversicherung (PKV) von 1933–45. Aufgrund dieser und anderer Unter-
suchungen ist nunmehr eine objektivierte Sichtweise auf die Versicherungswirtschaft im
NS-Staat möglich geworden.

Diese Arbeit soll den Umgang der deutschen Versicherungsunternehmen mit ihrer jüdi-
schen Kundschaft, ihren jüdischen Angestellten und weiteren jüdischen Vertragspartnern in
der NS-Zeit beschreiben. Im Mittelpunkt werden Beispiele aus Hamburg, einem bedeutenden
Versicherungsplatz Deutschlands, stehen. Hier befanden sich die beiden größten Gesellschaf-
ten des Versicherungskonzerns der Deutschen Arbeitsfront (DAF): Deutscher Ring und
Volksfürsorge. Die DAF-Versicherungsgruppe bestand aus sehr unterschiedlichen Gesell-
schaften, die zuvor aus weltanschaulich teilweise entgegengesetzten Motiven entstanden
waren. Während die Volksfürsorge 1913 vom Allgemeinen Deutschen Gewerkschaftsbund
und den Konsumgenossenschaften für die Befriedigung des Versicherungsbedarfs der sozial-
demokratischen Arbeiterschaft gegründet wurde, war der Deutsche Ring im Besitz des natio-
nalistischen und antisemitischen Deutsch-Nationalen Handlungsgehilfenverbands gewesen.
Die DAF wurde im Mai 1933 nach Zerschlagung der sozialdemokratischen Gewerkschafts-
bewegung und späterer Selbstauflösung des Deutsch-Nationalen Handlungsgehilfenverbands
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zur Indoktrination und Organisation der Arbeiterschaft im Sinne der nationalsozialistischen
Volksgemeinschaftsideologie geschaffen. Ihre Versicherungsgesellschaften waren besonders
systemkonform und antisemitisch ausgerichtet. Beide Unternehmen wurden nach 1945 an
demokratische gewerkschaftliche Nachfolgeorganisationen übergeben, inzwischen sind sie in
privatwirtschaftlichen Besitz überführt. Wir danken den Gesellschaften für die Benutzung der
Firmenarchive und Überlassung von Bildmaterial.

Während des Zweiten Weltkrieges wurden 5.848 jüdische Bürgerinnen und Bürger aus
Hamburg deportiert, von denen nur 552 überlebt haben. Zeitgleich wurde ihr Versicherungs-
vermögen konfisziert. Allerdings war der Beginn der Deportationen nicht der Startpunkt für
die Schädigung jüdischer Versicherter. Die beiden DAF-Versicherungsgesellschaften und die
meisten PKV-Gesellschaften hatten schon lange zuvor ohne staatlichen Auftrag ihre Bestände
„judenfrei“ gemacht.
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2. Der Novemberpogrom 1938 als versicherungstechnischer
Großschaden

2.1. Die Behandlung der Versicherungsschäden aus dem Novemberpogrom 1938

In der Nacht vom 9. auf den 10.11.38 und im Laufe der folgenden Tage zündeten
Angehörige nationalsozialistischer Organisationen auf Anordnung von Teilen der obersten
Staats- und Parteiführung in ganz Deutschland Synagogen an und demolierten sie, plünderten
und verwüsteten jüdische Geschäfte und Wohnungen, misshandelten, verletzten und töteten
jüdische Bürgerinnen und Bürger und verbrachten insbesondere wohlhabende Juden in Kon-
zentrationslager. Die NSDAP sollte auf Wunsch Hitlers nicht als Urheber der Pogrome in
Erscheinung treten, sondern das Geschehen sollte als „spontane Volksaktion“ gegen die Juden
inszeniert werden. Der Großteil der den Juden zugefügten Schäden war bei Versicherungs-
gesellschaften versichert.

Der Novemberpogrom verursachte einen versicherungstechnischen Groß- oder Kata-
strophenschaden. So waren etwa Glasschäden in Höhe von 7 Mio. RM entstanden, was die
Jahresprämieneinnahmen in diesem Versicherungssegment bei weitem überstieg. Der in Wirt-
schaftsfragen zu dieser Zeit ranghöchste NS-Politiker Hermann Göring kritisierte zynisch die
nicht eingeplanten Folgen des Pogroms: „Mir wäre lieber gewesen, ihr hättet 200 Juden
erschlagen und hättet nicht solche Werte vernichtet.“1 Tatsächlich waren 91 jüdische Bürge-
rinnen und Bürger getötet worden. Die Behandlung der Versicherungsschäden aus dem
Novemberpogrom ist ein Musterbeispiel sowohl für die enge Zusammenarbeit als auch für die
teilweise heftigen Differenzen verschiedener Institutionen des NS-Staates mit der Versiche-
rungswirtschaft, was stets zu Lasten der jüdischen Versicherten ging.

Am 12.11.38 berieten die Spitzen mehrerer Ministerien unter Görings Vorsitz über die
Konsequenzen des Pogroms und einigten sich auf die endgültige Ausschaltung der Juden aus
der Wirtschaft. Eduard Hilgard, Vorstandsmitglied der Allianz Versicherung AG und Reichs-
gruppenführer Versicherungen, war als Experte zur Erörterung der versicherungsrechtlichen
Folgen der Pogrome geladen worden. Obwohl Hilgard die herrschende Rechtsauffassung:
„Tumultschäden“ sind nicht versichert – bekannt war, vermittelte er in der Konferenz den
Eindruck, dass die Schäden der Pogromtaten unter den Versicherungsschutz fielen und mel-
dete wegen der internationalen Verflechtungen der deutschen Versicherungswirtschaft den
Wunsch an: „Wir legen großen Wert darauf, Herr Generalfeldmarschall [Göring], daß wir an
der Erfüllung unserer vertraglichen Verpflichtungen nicht gehindert werden. [...] Wenn wir es
heute ablehnten, uns gesetzlich obliegende vertragliche Verpflichtungen zu erfüllen, so wäre
das ein schwarzer Fleck auf dem Ehrenschild der deutschen Versicherung.“2 Hilgard wollte
zwar keineswegs die jüdischen Versicherten entschädigen, befürchtete aber, dass die Staats-
führung die Gesellschaften durch Gesetze zur Leistung verpflichten würde. In der Konferenz
am 12.11.38 verfolgte er die Strategie, die Schäden zwar auszuzahlen, dafür aber staatliche oder
den Juden abgepresste Entschädigungen zu erhalten. Göring musste nach Hilgards Vortrag
jedoch davon überzeugt sein, dass die Versicherungsgesellschaften leistungspflichtig wären und
ging auf dieses Ansinnen nicht ein.
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Der Wert der bei Versicherungsgesellschaften gemeldeten Schäden belief sich auf 46 Mio.
RM.3 Viele Zerstörungen waren jedoch vermutlich überhaupt nicht angezeigt worden, etwa
die der nichtjüdischen Hausbesitzer, deren Schäden von den jüdischen Mietern zu ersetzen
waren. Denn die Versicherungsschäden aus dem Novemberpogrom waren in der schon
erwähnten Konferenz am 12.11.38 durch die Verordnung zur „Wiederherstellung des
Straßenbildes bei jüdischen Gewerbebetrieben“ und die „Durchführungsverordnung über die
Sühneleistung der Juden“ zu Lasten der jüdischen Versicherten geregelt worden. Danach muss-
ten jüdische Inhaber der zerstörten Wohnungen und Betriebe selbst die Schäden beseitigen
und die Kosten der Wiederherstellung tragen. Ihre Versicherungsansprüche wurden zu
Gunsten des Deutschen Reiches beschlagnahmt und sollten auf die jeweilige persönliche
Vermögensabgabe im Rahmen der „Sühneleistung“, also der in der Konferenz vom 12.11.38
ebenfalls festgelegten eine Milliarde RM Sondersteuer für die jüdische Bevölkerung, angerech-
net werden. 

Hilgards Strategie war in der Konferenz am 12.11.38 fehlgeschlagen, und die Reichs-
ministerien gingen davon aus, dass die Versicherungsgesellschaften die Leistungen für Schäden
aus jüdischen Verträgen an den Staat zahlen würden. Dennoch wies Hilgard als Reichsgrup-
penleiter Versicherungen die Versicherungsunternehmen an, wegen des Leistungsausschlusses
„innerer Unruhen“ in den Versicherungsbedingungen keine Schäden aus den November-
pogromen zu regulieren. In den folgenden Monaten verhandelte die Reichsgruppe Versiche-
rungen mit den Reichsministerien über die Haftungsfrage und die Konfiskation der Versiche-
rungsleistungen an Juden. Allen Beteiligten waren selbstverständlich die Urheber des Pogroms
bekannt, und die Versicherungsgesellschaften versuchten geschickt mit dem Hinweis auf eine
öffentliche Debatte Druck auf die Regierung auszuüben. Dr. Kurt Schmitt, Reichswirt-
schaftsminister 1933–35, davor Vorstandsvorsitzender der Allianz Versicherung und inzwi-
schen Generaldirektor der zum Allianz-Konzern gehörenden Münchener Rückversicherung
AG, schrieb „streng vertraulich“ an den Reichsjustizminister Franz Gürtner: „Nun ist schon
die Feststellung, ob eine derartige Verletzung der öffentlichen Ordnung vorgelegen hat oder
nicht, unerfreulich. Aber selbst wenn diese verneint wird, so kommt eine Entschädigungs-
pflicht wegen der Regressmöglichkeiten [der Versicherungsgesellschaften gegen die bekannten
Pogromtäter bzw. den Staat, dessen Machtorgane die Zerstörungen nicht verhindert hatten]
praktisch nicht in Frage. Ich kann mir wohl ersparen, hierzu Ausführungen im einzelnen zu
machen, und brauche nur darauf zu verweisen, dass es untragbar wäre, wenn z.B. von auslän-
dischen Versicherungsunternehmungen oder Rückversicherern die Frage der Täterschaft oder
des Verhaltens von Polizei und Feuerwehr zu Gegenstand prozessualer Verhandlungen
gemacht würde.“4 Zusätzlich untermauerte Hilgard die Haltung der Versicherungswirtschaft
mit ausgesprochen antijüdischen Argumenten: „Es ist außerdem ein selbstverständlicher
Grundsatz, daß eine Versicherung nicht vor den Folgen strafbarer Handlungen schützen darf.
Es würde den vom Staat mit der Bestrafung verfolgten Zweck zuwiderlaufen, wenn die
Versicherungen den Verurteilten die Folgen ihrer Handlungen abnehmen würden. Eine sol-
che Versicherung würde wegen eines Verstosses gegen die guten Sitten nichtig sein. Die Ver-
geltungsaktion gegen die Juden hat den Charakter einer dem Judentum auferlegten Strafe. Es
würde dem allgemeinen Rechtsempfinden in höchstem Maße widersprechen, wenn die deut-
schen Versicherungsgesellschaften den Juden die diesen auferlegte Sühne abnehmen müssten.“5

Es ging der Versicherungswirtschaft also darum, die Pogromschäden voll auf die jüdische
Kundschaft abzuwälzen. 
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Bis zum August 1939 verhandelten die Reichsministerien mit der Reichsgruppe Versi-
cherungen um einen „politischen Preis“ für die Schäden jüdischer Versicherter. Die Reichsre-
gierung war wegen der internationalen Reputation und der Stimmung der deutschen Bevöl-
kerungsmehrheit daran interessiert, dass die nicht beabsichtigten Schäden des Pogroms bei
Ausländern und „Ariern“ ersetzt würden, obwohl die Versicherungsgesellschaften auch in
diesen Fällen wegen der Aufruhr-Ausschlussklausel von der Leistung befreit waren. Letztlich
einigten sich Reichsregierung und Versicherungswirtschaft im August 1939. Neben der
Zusicherung, die Schäden „arischer“ und ausländischer Versicherter trotz fehlenden Rechts-
anspruchs zu erstatten, überwies die Reichsgruppe dem Reichsfinanzministerium einen
Pauschalbetrag von 1,3 Mio. RM für die konfiszierten jüdischen Versicherungsleistungen. 

Der hartnäckige Widerstand gegen Görings Anweisung, die jüdischen Versicherungs-
schäden in voller Höhe an das Reich zu zahlen, und die Obstruktion staatlicher Verordnun-
gen machen deutlich, dass sich die deutsche Versicherungswirtschaft keineswegs unter bedin-
gungsloser Befehlsgewalt im Nationalsozialismus befand. Sie verfolgte durchaus eigene Inter-
essen gegen staatliche Stellen und Parteiorganisationen, leistete allerdings gegen die national-
sozialistische Rassenpolitik keinen Widerstand. 

Über die Schäden an Synagogen gab es keine staatlichen Verfügungen, da sich die Kon-
fiskation der Versicherungsleistungen nur auf jüdische Gewerbebetriebe und Wohnungen
bezog. Die privaten Feuerversicherungsunternehmen konnten mit der in der Regel vereinbar-
ten „Unruhe“-Klausel Leistungen verweigern. Anders war die Rechtslage bei den öffentlich-
rechtlichen Versicherungsanstalten, die in einigen Landesteilen wie z. B. in Hamburg oftmals
als Monopolanstalten sämtliche Gebäude gegen Feuer versichert und diese Klausel nicht ver-
einbart hatten. Hilgard setzte sich bei der Reichsregierung für deren Leistungsfreiheit ein:
„Was die Frage der Öffentlich-Rechtlichen anlangt, bin ich der Auffassung, dass man sie trotz
anderer Rechtslage unter allen Umständen von der Entschädigung für Synagogen und sonsti-
ge öffentliche jüdische Gebäude freistellen muss, da es sich hier um die Zerstörung nicht
schutzwürdigen Volksgutes handelt. Ich darf allerdings in diesem Zusammenhang darauf hin-
weisen, dass mir nach unserer letzten Besprechung die Klagandrohung einer israelischen Kul-
tusgemeinde vorgelegt worden ist.“6 Hilgards Text deutete auf die „Wiederaufbauklausel“ hin.
Paragraph 18 Absatz (3) der Allgemeinen Feuerversicherungsbedingungen bestimmte für mit
Schulden belastete Gebäude, dass die Versicherungsleistung so lange ausgesetzt werden konn-
te, bis ihre Verwendung zur Wiederherstellung des Gebäudes gesichert war. Da ein Wieder-
aufbau der Synagogen nicht in Frage kam, dürfte dieser Paragraph von den öffentlich-recht-
lichen Versicherungsanstalten zur Verweigerung der Leistungen missbraucht worden sein.

2.2. Der Novemberpogrom in Hamburg

In Hamburg wurden in der ersten Pogromnacht vom 9. auf den 10.11.38 vor allem die in
der Innenstadt gelegenen jüdischen Modehäuser der Gebrüder Robinsohn, G. W. Unger und
Hirschfeld sowie das Fotogeschäft von Campbell gestürmt und geplündert. „Erdgeschoß und
erster Stock sahen wie nach einer Beschießung aus“, schilderte Hans Robinsohn die Ver-
wüstungen.7 Die Synagoge in Harburg wurde niedergebrannt, die Altonaer und Wandsbeker
Synagogen wurden durch Brandstiftung und Plünderungen beschädigt. Der Pogrom traf auch
die jüdischen Gotteshäuser in der Beneckestraße, an der Rutschbahn und in der Oberstraße.
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2. Der Novemberpogrom 1938 als versicherungstechnischer Großschaden

Am 11.11. gegen 18 Uhr erklärte Reichspropagandaminister Josef Goebbels im Namen der
Reichsregierung das „offizielle“ Ende des Pogroms.

Die größte Hamburger Synago-
ge mit 1.100 Plätzen am Bornplatz
wurde erst am 12.11.38 von SA-, SS-
und HJ-Truppen in Brand gesteckt
und geschändet. Im Wesentlichen
wurde das Innere der Synagoge zer-
stört. Die Feuerwehr, die im Gegen-
satz zu den ersten Pogromtagen nicht
mehr untätig blieb, löschte den
Brand. Die Synagoge war zwar nicht
bis auf die Grundmauern niederge-
brannt, hatte aber so schwere Schä-
den davongetragen, dass die Hambur-
ger Feuerkasse im April 1939 fest-
stellte, dass sich die Synagoge in
einem „sturmgefährdeten Zustand“
befinde. Deswegen wollte die Ham-
burger Feuerkasse die Ersatzpflicht
für Sturmschäden ausschließen.8 Die
Gestapo untersagte die weitere Nut-
zung und damit den Wiederaufbau
der Synagoge und erzwang so den
Abbruch und Rückkauf des Gelän-
des. Laut einem Vertrag aus dem Jah-
re 1903 hatte die Stadt Hamburg ein
Rückkaufsrecht, wenn die jüdische

Gemeinde das Grundstück nicht mehr für Kultuszwecke nutzte. Der Beauftragte des Jüdi-
schen Religionsverbandes, Dr. Leo Lippmann, lehnte den Rückkauf ab, „da nicht der Fall vor-
liege, dass die Gemeinde den Platz nicht mehr für die Zwecke der Synagoge gebrauchen wol-
le [Hervorhebung im Dokument]“, musste aber „nach Sachlage“ – also unter Zwang – dem
Abbruch zustimmen.9 Die Stadt Hamburg kaufte das Grundstück zum ursprünglichen Preis
von ca. 90.000 RM zurück, behielt aber 5.000 RM für die Abbruchkosten ein. Der Gebäude-
wert – die Baukosten hatten 260.000 Mark betragen – blieben unberücksichtigt.

Versicherungsleistungen sind für die Schäden an der Synagoge mit größter Wahrschein-
lichkeit nicht gezahlt worden, obwohl die Hamburger Feuerkasse innere Unruhen nicht aus
dem Versicherungsschutz ausschloss. Eine solche Begründung für die Verweigerung der Ver-
sicherungsleistung wäre sowieso fraglich gewesen, denn z. B. wies das Berliner Kammergericht
den Einwand „innerer Unruhen“ schon für eine Tat in der Nacht vom 11. auf den 12.11.
zurück: „Nachdem also die Reichsregierung diesen ihren Willen [zur Beendigung des
Pogroms] bereits am 11. November 1938 allgemein öffentlich bekanntgegeben hatte, kann
nicht ohne weiteres angenommen werden, daß es sich bei Gewalttätigkeiten gegen Juden, die
sich später ereigneten, noch um bürgerliche Unruhen [...] handelt [...] vielmehr muß [...]
davon ausgegangen werden, daß bei der im nationalsozialistischen Staat herrschenden
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Disziplin das Verbot der Regierung, weitere Sühnemaßnahmen zu unternehmen, im allge-
meinen befolgt worden ist, und Zuwiderhandlungen gegen dieses Verbot nur verantwor-
tungslose Handlungen einzelner waren...“10 Der Brandanschlag auf die Bornplatz-Synagoge
war sogar noch einen Tag später als in dem vom Berliner Kammergericht behandelten Fall ver-
übt worden. Wegen solcher gerichtlichen Entscheidungen zu Gunsten der jüdischen Kläger
bei Brandstiftungen und sonstigen Pogromtaten nach dem 11.11.38 einigten sich die beklagten
Versicherungsgesellschaften in ähnlichen Fällen mit dem Reichsjustizministerium darauf, die

gerichtlichen Verfah-
ren niederzuschlagen. 

Die entsprechen-
den Unterlagen der
Hamburger Feuerkasse
sind nicht überliefert
und die erhaltenen
Dokumente des Jüdi-
schen Religionsverban-
des geben über Ver-
sicherungsleistungen
keine Auskunft. Aber
es gibt einen indirekten
Hinweis auf Zahlung
oder Nichtzahlung
einer Versicherungslei-
stung. Vor seiner
Selbsttötung 1943,
nachdem er den Depor-
tationsbefehl erhalten
hatte, hinterließ Lipp-
mann zwei genaueste

Berichte u. a. über die Einnahmen und Ausgaben der Jüdischen Gemeinde.11 Wäre eine
Versicherungsleistung gezahlt worden, so hätte Lippmann sie wohl erwähnt. Auch in den
Rückkaufsverhandlungen mit der Stadt spielten eventuell gezahlte Versicherungsleistungen
keine Rolle. Ganz offensichtlich ist die der jüdischen Gemeinde rechtlich zustehende Ver-
sicherungsleistung niemals gezahlt worden.

Nach Ende des Zweiten Weltkrieges bestanden vor allem die alliierten Besatzungsmächte
auf das Anrecht der NS-Opfer, ihr Eigentum wieder zu erlangen. Die Stadt Hamburg hatte
1942 sämtliche Gebäude des jüdischen Religionsverbandes ohne die bereits erworbene Born-
platz-Synagoge für 2,14 Mio. RM gekauft und das Geld an die Reichsvereinigung der Juden in
Deutschland überwiesen,12 einer Einrichtung unter Kontrolle der Gestapo, die u. a. die Holo-
caustlogistik finanzieren musste. Auf dem Gelände des Bornplatzes war während des Krieges
ein Hochbunker errichtet worden, und ein weiterer Teil war an eine Omnibus-Linie vermie-
tet worden. Die Jüdische Gemeinde verglich sich 1953 mit dem Hamburger Senat. Für ca. 25
überwiegend in Altona, St. Pauli und am Rotherbaum liegende Grundstücke, darunter das
ehemalige Synagogengelände am Bornplatz, erhielt die Jüdische Gemeinde einen Pauschal-
betrag von 1,5 Mio. DM.13
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2. Der Novemberpogrom 1938 als versicherungstechnischer Großschaden

2.3. Die Hamburger Justiz und die Versicherungsschäden des Novemberpogroms 

Die Reichsregierung und die Versicherungsgesellschaften waren sich sofort einig, die
Pogrome nicht von ordentlichen Gerichten untersuchen zu lassen. Wegen der Uneinigkeit
über die Leistungspflicht der Versicherungsunternehmen entstand allerdings ein politisch-
rechtliches Vakuum, in dem gerichtliche Verfahren anhängig und teilweise gegensätzlich
entschieden wurden. Zunächst wiesen Amtsgerichte die Klagen von Geschädigten gegen Ver-
sicherungsunternehmen mit dem Hinweis auf das von der Reichsgruppe Versicherungen ange-
wiesene vorläufige Auszahlungsverbot ab, obwohl allein das Reichsaufsichtsamt für
Privatversicherung Zahlungsmoratorien, und das auch nur bei Insolvenzen, rechtswirksam
verkünden konnte. In einigen Gerichtsverfahren wurde der Leistungsausschluss „innerer
Unruhen“ anerkannt und die Klagen der jüdischen Geschädigten abgewiesen. Das Amts-
gericht Hamburg verneinte dagegen generell die Möglichkeit innerer Unruhen im NS-Staat
und machte die Glasversicherung der Grundeigentümer Hamburgs für die Tumultschäden bei
einem nichtjüdischen Versicherten haftbar: „Durch die Vergeltungsaktion gegen die Juden in
Deutschland im November 1938 ist aber die öffentliche Ruhe und Ordnung in keiner Weise
gestört worden. Eine solche Störung der öffentlichen Ordnung ist nach Struktur und Wesens-
art des nationalsozialistischen Staates ausgeschlossen [...]“14 Öffentliche Gerichtsverfahren
gefährdeten das staatliche Ziel, den Pogromverlauf und die Täterschaft zu kaschieren. Die
Versicherungsgesellschaften fürchteten Urteile wie das des Amtsgerichtes Hamburg, die sie
zur Zahlung verpflichteten. Deshalb kamen Versicherungswirtschaft, Reichsministerien und
Justizverwaltungen überein, Gerichtsverhandlungen niederzuschlagen und jüdische Kunden
um ihre Versicherungsansprüche zu bringen. 

Trotz der politisch motivierten Selbstverpflichtung der Versicherungsgesellschaften,
Schäden von versicherten „Ariern“ und Ausländern, auch jüdischen, zu regulieren, blieben
mittelbar Geschädigte, wie z. B. Lieferanten, Hypotheken- und Pfandgläubiger ohne Ersatz.
Um diesen Personenkreis zu entschädigen und vor allem eine Handhabe zu erhalten, mit der
die gerichtliche Verfolgung zivilrechtlicher Ansprüche ausgeschlossen werden sollte, knüpfte
eine 14. Durchführungsverordnung (DVO) vom 18.3.39 an das 1934 erlassene „Gesetz zum
Ausgleich bürgerlich-rechtlicher Ansprüche“ an. Dieses sollte politisch motivierte kriminelle
Handlungen aus der „nationalen Revolution“ 1933 nicht vor die Ziviljustiz gelangen lassen
und als „würdig“ befundene zufällige Opfer des NS-Terrors entschädigen. Das Reichsinnen-
ministerium konnte entscheiden, ob Ansprüche gerichtlich verfolgt werden durften und eine
Weiterführung von Verfahren aussetzen. Die 14. DVO vom März 1939 setzte das gleiche
Verfahren für die Novemberpogrom-Handlungen in Kraft. Entschädigt wurde nach rassen-
und allgemeinpolitischen Gesichtspunkten. Deutsche und staatenlose Juden hatten keinen
Anspruch. Vor allem aber wurde die 14. DVO genutzt, um alle gerichtlichen Verfahren über
die Novemberpogrome zu unterbinden.

Die 14. DVO verhinderte in der Praxis aber nicht, dass sich die Gerichte weiterhin mit
der Versicherungshaftung für die Pogromtaten befassten, weil die Richter die Verordnung
nicht kannten oder anders interpretierten. Das Oberlandesgericht Hamburg verhandelte bis in
das Jahr 1941 hinein über Versicherungsansprüche ausländischer Juden. Das enge Zusammen-
spiel der Hamburger Justiz mit staatlichen Stellen und der Gestapo zu Ungunsten der jüdi-
schen Klägerinnen und Kläger lässt sich an zwei gut dokumentierten Beispielen verfolgen.
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Das Geschäft Lindor in Hamburg-Harburg gehörte zur Ladenkette der Lonnoy & Co.
KG, überwiegend im Besitz polnischer Juden, und war bei der Patria Versicherung AG gegen
Aufruhrschäden versichert. Der Gesamtschaden, den diese Ladenkette durch die Pogrome in
mehreren deutschen Städten erlitten hatte, belief sich auf über 11.000 RM. Die Patria Versi-
cherung lehnte eine Schadensbegleichung ab. Die Hamburger Polizeibehörde wehrte zunächst
im Auftrag des Reichsministeriums des Inneren Ansprüche nach der 14. DVO ab, weil die
Geschädigten Juden seien, obwohl ausländische Juden ausdrücklich zum Kreis der Berechtig-
ten auf Entschädigung gehörten. Das Hamburger Landgericht machte das Justizministerium
auf den Widerspruch aufmerksam, aber nicht etwa, um den Geschädigten zu ihrem Recht zu
verhelfen, sondern um Verfahrensvorschläge zu entwickeln, wie das von NS-Behörden und
Justiz beabsichtigte Ergebnis, die Niederschlagung der jüdischen Ansprüche, mit dem „Recht“
in Übereinstimmung zu bringen sei. Das Gericht empfahl als „am einfachsten“ die Konfis-
kation der Versicherungsansprüche deutscher und staatenloser Juden aus dem Novemberpo-
grom auf die jetzt, also 1941, in Polen lebenden Juden per gesetzlicher Verordnung auszudeh-
nen: „Für die Entscheidung des Gerichts ist es selbstverständlich von wesentlicher Bedeutung,
zu wissen, welchen Standpunkt der Herr Reichsminister des Inneren in dieser Frage [Beschlag-
nahme der Versicherungsleistung zu Gunsten des Reiches] einnimmt. Im staatlichen Interesse
scheint es dem Gericht wichtig zu sein, daß, wenn irgend möglich, eine Übereinstimmung
zwischen beiden Stellen [Gericht und Innenministerium] erzielt wird.“15 Innen- und Justizmi-
nisterium wollten auf Grund dieses Einzelfalls aber nicht zu gesetzgeberischen Maßnahmen
greifen und wiesen das Landgericht Hamburg an, das Verfahren einzustellen. Die inhaltliche
Begründung, dass eben eine Entscheidung des Reichsministeriums des Inneren nach der 14.
DVO gefallen sei, war zwar ein reiner Zirkelschluss, wurde von den Hamburger Richtern
aber nicht mehr hinterfragt. Die jüdischen Lindor-Besitzer gingen leer aus.

Die schweizerische Jüdin T. klagte vor dem Hanseatischen Oberlandesgericht gegen die
Helvetia Versicherung. Ihr Hausrat im Wert von 90.000 RM, der im Haus ihres Vaters in
Cottbus lagerte, war während des Novemberpogroms vernichtet bzw. gestohlen worden. Die
erste Klage gegen ihren Hausratversicherer, die Londoner Phönix Versicherung, war vom
Landgericht Hamburg wegen der Ausschlussklausel für innere Unruhen abgewiesen worden.
Da T. zusätzlich bei der schweizerischen Helvetia Versicherung eine eigenständige Versiche-
rung gegen Aufruhrschäden abgeschlossen hatte, forderte sie dort die Leistung ein. Die
Helvetia bestritt den Tatbestand des Aufruhrs und konnte sich auf eine Stellungnahme des
Cottbusser SD-Chefs berufen, der wahrheitswidrig nach „staatspolizeilichen Ermittlungen“
keine Erkenntnisse über den Vorgang haben wollte. Der Präsident des Oberlandesgerichtes
Hamburg fürchtete angesichts der unbestreitbaren Tatsachen um die Reputation des SD: „Da
es sich um die derzeitigen bekannten spontanen Reaktionen gegen die Juden handelte, ist nicht
ausgeschlossen, daß die Behauptung des Rechtsanwaltes durch die Beweisaufnahme erhärtet
werden könnte, ... daß eine Auskunft des Chefs der Sicherheitspolizei und des SD unrichtig
gewesen sei.“16 Das Reichsjustizministerium stützte die Rechtsauffassung der Helvetia und
differenzierte zwischen einer breiten Definition des „Aufruhrs“ in den Versicherungsbedin-
gungen der Allgemeinen Feuerversicherung und einer engen in den speziellen Aufruhr-Ver-
sicherungsbedingungen. Die Bedingungen der Aufruhr-Versicherung decke nur die Tatbe-
stände des strafrechtlichen Aufruhrs, der aber nach „der Natur der Ereignisse“ nicht stattge-
funden habe. T. kapitulierte letztlich und zog, sicherlich in Kenntnis der spitzfindigen und
wahrheitsverdrehenden Argumentation und entsprechend negativen Einstellung des Gerich-
tes, ihre Klage im Mai 1941 zurück.
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Die Zahl der Gerichtsverfahren wegen verweigerter Versicherungsansprüche im Zusam-
menhang mit dem Novemberpogrom war erstaunlich gering. Nur wenige jüdische Geschä-
digte trauten sich offenbar vor Gerichten zu klagen, wenn ihre Versicherungsgesellschaften
Leistungen aus Schäden des Novemberpogroms verweigerten. Die Versicherungswirtschaft,
staatliche Ministerien und die Justiz taten nach dem November 1938 gemeinsam alles, um die
Pogromtäter zu decken und die Entschädigung der jüdischen Opfer zu verhindern.
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3. Jüdische Lebens- und Sachversicherungen im Nationalsozialismus

3.1. Versicherungstechnische Verluste bei Rückkauf jüdischer Lebens- und

Rentenversicherungen

Die jüdische Bevölkerungsgruppe nahm als eine der wenigen nicht am konjunkturellen
Aufschwung der 30er Jahre in Deutschland teil, sondern wurde nach und nach aus der Wirt-
schaft ausgeschlossen. Von den im Jahr 1933 ursprünglich rund 100.000 jüdischen Betrieben
in Deutschland waren im April 1938 schon ca. 60 Prozent liquidiert oder „arisiert“ worden.
Während zur gleichen Zeit händeringend Arbeitskräfte gesucht wurden, stieg die Zahl jüdi-
scher Arbeitsloser auf rund 60.000. Die jüdische Arbeitslosenquote war damit in der Phase der
Vollbeschäftigung höher als der Arbeitslosenanteil in der wirtschaftlichen Depression
1930–32. Nach dem Novemberpogrom 1938 wurden die Juden gänzlich aus dem Wirtschafts-
leben ausgeschlossen. Bis zu ihrer Deportation in den 40er Jahren zehrten sie von den
Verkaufserlösen ihrer Besitztümer und von Ersparnissen wie z. B. Lebensversicherungen, die
beliehen oder zurückgekauft wurden. Diese aus der Not liquide gemachten Geldmittel lagen
auf von der Gestapo kontrollierten Sperrkonten fest. Ihre jüdischen Eigentümer erhielten
daraus nur die Mittel für den notwendigsten Lebensbedarf. 

Der vorzeitige Rückkauf einer Versicherung war und ist aufgrund der Geschäftspläne
von Lebensversicherungsunternehmen mit finanziellen Verlusten für die Versicherten ver-
bunden. In den ersten Versicherungsjahren wird oftmals überhaupt keine Rückzahlung, der so
genannte Rückkaufswert, fällig, weil vor allem die Vermittlungsprovisionen aus den ersten
Prämienzahlungen finanziert werden. Bei vorzeitiger Vertragsaufgabe erzielen die Gesell-
schaften so genannte Stornogewinne, die seinerzeit durchschnittlich fünf Prozent des Rück-
kaufswertes betrugen. Der Verlust bei Rückkauf war zwar keine antisemitische Sondermaß-
nahme, aber jüdische Versicherte waren durch diese Vertragskonstruktion besonders benach-
teiligt, wenn sie ab 1933 infolge wirtschaftlicher Verarmung die Versicherungsprämien nicht
mehr zahlen konnten oder bei Emigration ihre Versicherungen vorzeitig kündigen mussten.
Wahrscheinlich ist die Mehrzahl aller jüdischen Lebens- und Rentenversicherungen bis zum
Anfang der 40er Jahre vorzeitig zurückgekauft worden. Bei der größten deutschen Lebens-
versicherungsgesellschaft, der Allianz, waren 80–90 Prozent aller Verträge von den jüdischen
Versicherten gekündigt worden.17

Die Gesellschaften nahmen die unverschuldete Änderung der Lebens- und Finanzum-
stände der Juden nicht zum Anlass, um entgegenkommende Regelungen in der Lebens- und
Rentenversicherung zu treffen. Im Gegenteil, sie versuchten die Zwangslage der jüdischen Ver-
sicherten und die antisemitische Stimmung zu ihrem geschäftlichen Vorteil auszunutzen. Als
nach dem Novemberpogrom 1938 viele Juden ihre Versicherung zurückkaufen wollten, bean-
tragten einige Versicherungsgesellschaften beim Reichsaufsichtsamt für Privatversicherung –
die zuständige staatliche Aufsichtsbehörde -, das übliche Wahlrecht zwischen Rückkauf und
Prämienfreistellung mit herabgesetzter Versicherungssumme für jüdische Versicherte auszu-
schließen. Wegen der Vielzahl der Fälle und aus angeblichen Liquiditätsgründen wollten die
Versicherungsgesellschaften für jüdische Versicherte nur noch Prämienfreistellungen erlau-
ben. Damit wäre das Deckungskapital vorerst unter Verwaltung der Versicherungsgesell-
schaften verblieben. Das Reichsaufsichtsamt unterband allerdings die Absicht, jüdischen
Versicherten das Rückkaufsrecht vorzuenthalten. Bis zur Übernahme der Präsidentschaft im
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Aufsichtsamt durch einen radikalen NS-Politiker Ende 1939 unterstützte das Amt offensicht-
lichen Rechtsbruch bei jüdischen Verträgen noch nicht.

3.2. Die illegale Kündigungsaktion der Volksfürsorge Lebensversicherung AG 1938

Einen anderen Weg bestritt die Hamburger Volksfürsorge Lebensversicherung AG nach
dem Novemberpogrom 1938. Die Volksfürsorge war vor 1933 ein gewerkschaftlich-genossen-
schaftliches Unternehmen gewesen, dessen Kundschaft sich vor allem aus der Arbeiterschaft
rekrutierte. Die Volksfürsorge fiel nach der Zerschlagung der Gewerkschaftsbewegung im Mai
1933 an die Deutsche Arbeitsfront (DAF). Wie das andere große Unternehmen der DAF-Ver-
sicherungsgruppe, der Deutsche Ring, agierte die Volksfürsorge in der Zeit des Nationalsozia-
lismus besonders systemkonform und antisemitisch. 1934 hatte sie sich zunächst pragmatisch
dafür entschieden, Juden zu versichern, weil es „verwerflich [sei], wenn Juden ihre Prämien an
ausländische, im Deutschen Reich zugelassene Gesellschaften abführen“.18 Nach dem Novem-
berpogrom 1938 ergriff die Volksfürsorge jedoch sofort besondere Maßnahmen gegen ihre
jüdischen Versicherten. Sie wies ihre nebenberuflichen Kassierer an, die jüdischen Versiche-
rungen zu stornieren und den Versicherten den Rückkaufswert auszuzahlen.19 Doch da in den
Versicherungsanträgen nicht nach der Religionszugehörigkeit gefragt wurde, ist unklar, wie
die jüdische Herkunft der Versicherten festgestellt wurde. Vermutlich konnte sich die
Geschäftsleitung darauf verlassen, dass die Kassierer, die monatlich die Prämien bei den Ver-
sicherten in bar einnahmen, ihre Inkassobezirke sehr gut kannten. Dieses Vorgehen stellte
einen offenkundigen Vertragsbruch dar. Eine Versicherungsgesellschaft war und ist keines-
wegs berechtigt, Lebensversicherungsverträge von sich aus zu kündigen, wenn die Versicher-
ten ihren Pflichten, insbesondere der zur Prämienzahlung, nachkommen. Wie viele Verträge
rechtswidrig aufgelöst wurden, lässt sich nicht ermitteln. Doch dürfte der Anteil jüdischer
Versicherter gering gewesen sein, da der überwiegende Teil der Volksfürsorge-Kundschaft aus
der Arbeiterschaft stammte und der Anteil jüdischer Arbeiterfamilien gering war. Es handel-
te sich um eine eigenständige Aktion der Volksfürsorge, denn rechtliche Sondervorschriften
für die Behandlung jüdischer Lebensversicherungen gab es 1938 noch nicht.
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Anweisungen der Volksfürsorge Lebensversicherung an den Außendienst zur Kündigung
jüdischer Verträge nach dem Novemberprogrom 1938.
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Die durch das Versicherungsrecht nicht abgesicherte Kündigung von Lebensversicherun-
gen durch den Versicherer war ständige Praxis der anderen großen Versicherungsgesellschaft
der DAF-Versicherungsgruppe. Der Deutsche Ring war eine Gründung des strikt antisemiti-
schen Deutsch-Nationalen Handlungsgehilfenverbands und 1933 ebenfalls in den Besitz der
DAF gelangt. Der Deutsche Ring hatte zwar selbst schon vor 1933 keine Juden aufgenommen,
übernahm jedoch bei Fusionen und Zusammenschlüssen jüdische Versicherungen aus den
Beständen anderer Versicherungsgesellschaften. In solchen Fällen kündigte der Deutsche Ring
die Versicherung, „da unser Unternehmen [...] nach Maßgabe seiner völkischen Prinzipien
seither es abgelehnt hat, Nichtarier zu versichern oder sonstige Geschäfte mit diesen zu
tätigen“.20

3.3. Devisenverlust bei Fremdwährungsversicherungen

Nach der Inflation 1922/23 waren Fremdwährungsversicherungen in Deutschland sehr
beliebt. Prämien und Versicherungsleistungen wurden in Devisen, überwiegend US-Dollar
und Schweizer Franken, erbracht, um unabhängig von der deutschen Währung vorzusorgen
und vor einer erneuten deutschen Geldentwertung geschützt zu sein. Ein wichtiges wirt-
schaftspolitisches Problem Deutschlands nach der Machtübernahme 1933 durch die NSDAP
war die Devisenknappheit. Ziel der staatlichen Finanzpolitik war es, die Devisen aus privater
in öffentliche Hand umzuleiten, um z. B. Rohstoffe für die Aufrüstung einführen zu können.
Ab September 1934 wurden keine Devisengenehmigungen mehr für Prämienzahlungen auf
Fremdwährungsversicherungen erteilt; deshalb wurden die Versicherungen in Reichsmark-
Versicherungen mit Fremdwährungsanteil in Höhe der bereits in Devisen gezahlten Prämien-
reserve umgewandelt. 1938 wurde schließlich auch dieser Fremdwährungsanteil auf Reichs-
mark umgestellt. Somit konnte die Reichsbank auf die zur Deckung der Fremdwährungs-
versicherungen von den Versicherungsgesellschaften gehaltenen Devisen zugreifen und den
Versicherungsgesellschaften dafür Reichsmark zuteilen. Das Deckungskapital der ursprüng-
lichen Fremdwährungsversicherungen wurde nun in Reichsmark ausgewiesen. Diese Maß-
nahme traf auswanderungsbereite Juden in besonderem Maße, da sich ihr Devisenguthaben
über Nacht in für sie wertloses Reichsmarkguthaben verwandelte, das sie nicht ausführen
konnten. 

3.4. Ausschluss aus Pensionsversicherungen und betrieblicher Altersversorgung

In Deutschland bestand eine Vielzahl von regionalen, konfessionellen, berufsständischen
und anderen Vereinen, die ihren Mitgliedern Sterbe- oder Krankengeld gewährten. Bereits
1933 schlossen viele dieser Unterstützungsvereine jüdische Mitglieder aus, nachdem diese aus
ihren Träger- oder Berufsverbänden ausgegrenzt worden waren. 1935 verweigerte z. B. eine
Innungskasse der Fleischermeister ihrem 1934 nach Palästina ausgewanderten Mitglied die
Pensionsleistung. Der Emigrant verklagte die Kasse, verlor aber vor Gericht, weil seine jüdi-
sche Abstammung „unter den Verhältnissen des heutigen nationalsozialistischen Staates eine
besondere Eigenart erhalten“ habe. Das Gericht verdrehte in abenteuerlicher Weise die
Ursache der jüdischen Emigration und unterstellte, dass der jüdische Fleischermeister „durch
die Auswanderung sichtbar seine Verbindung mit der Gemeinschaft der Volksgenossen und
dem Lande, aus dessen Mitteln er seinen Unterhalt bezieht, gelöst“ habe.21
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Die Mitgliedschaft in einem betrieblichen Pensionsverein bzw. der Verbleib als ver-
sicherte Person in einem Firmen-Gruppenversicherungsvertrag war an den Arbeitsplatz
gebunden. Schieden Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vor Erreichen der Pensionsgren-
ze aus dem Unternehmen, so standen ihnen in der Regel nur die selbst eingezahlten unver-
zinsten Prämienteile zu. Der Arbeitgeberanteil, in der Regel mindestens die Hälfte, und die
Zinsen fielen an die Pensionskasse und kamen den anderen versicherten Beschäftigten zugute.
Diese Konstruktion sollte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an das Unternehmen bin-
den und Betriebstreue belohnen. Diese Bestimmungen trafen die jüdischen Beschäftigten
besonders hart, wenn sie nach 1933 aus rassistischen Gründen entlassen wurden. Das „Gesetz
zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“, das jüdische Beamtinnen und Beamte aus
dem Staatsdienst entfernte, wurde – obwohl rechtlich nicht erforderlich – in vielen Teilen der
privaten Wirtschaft umgesetzt. Spätestens ab 1938 wird es kaum noch aktive jüdische Beschäf-
tigte gegeben haben, die durch eine Pensionskasse oder eine Gruppenversicherung abgesichert
waren. Die Eingaben an das Reichsaufsichtsamt für Privatversicherung, die zumindest die Aus-
zahlung der Arbeitgeberanteile an die schuldlos entlassenen Juden verlangten, wurden abge-
lehnt. Dabei hätte das Aufsichtsamt über Spielräume in der Auslegung der Bestimmungen ver-
fügt. So argumentierte 1937 der jüdische Versicherungsrechtler Ernst Bruck, zwangsemeri-
tierter Professor der Universität Hamburg, in einem Gutachten im Auftrag entlassener jüdi-
scher Beschäftigter der Firma Reichelt, dass der Beitritt zur Pensionskasse zwangsweise an den
Antritt des Arbeitsplatzes bei Reichelt gekoppelt war. Die Arbeitgeberbeiträge zur Pensions-
kasse seien damit vorenthaltenes Arbeitsentgelt, auf das die zwangsweise ausgeschiedenen jüdi-
schen Mitarbeiter ein Recht hätten. „Viele haben dem Betrieb wertvolle Dienste geleistet und
wären nach aller Voraussicht noch bis zur Vollendung des 65. Lebensjahres in Diensten der
Firma verblieben. [...] Ihre Entlassung wäre nicht in Frage gekommen. Der Verlust der Arbeit-
geberanteile wirkt sich auf sie viel schwerer aus, weil ihnen trotz besten Willens die Wieder-
aufnahme einer gleichartigen Tätigkeit unmöglich ist.“22 Brucks Gutachten blieb wirkungslos,
weil sich das Reichsaufsichtsamt seiner Meinung nicht anschloss.

3.5. Direkte staatliche Konfiskation jüdischer Lebens- und Pensionsversicherungen 

Neben den bereits geschilderten Schädigungen durch die versicherungstechnischen
Bestimmungen wurde jüdisches Versicherungsvermögen auch vor 1941 von unmittelbaren
Zwangsmaßnahmen des NS-Staates betroffen, obwohl es bis dahin keine staatlichen Sonder-
bestimmungen für jüdische Lebens- und Rentenversicherungen gab. Doch das Vermögen von
so genannten Staatsfeinden konnte aufgrund des „Gesetzes über die Einziehung volks- und
staatsfeindlichen Eigentums“ vom 14.7.33 beschlagnahmt werden. Gegenüber im Ausland
lebenden missliebigen Personen gab das am gleichen Tag in Kraft tretende „Gesetz über den
Widerruf der Einbürgerung“ die Möglichkeit der Vermögenskonfiszierung. Bis 1941 spielten
beide Gesetze bei der Beschlagnahme jüdischer Versicherungswerte eine erhebliche Rolle.
Nach der Auswanderung oder Flucht ins Ausland wurden Juden häufig in Abwesenheit wegen
angeblicher Devisenvergehen angeklagt und zu Steuernachzahlungen verurteilt. Im Rahmen
der Zwangsvollstreckung solcher Urteile wurden auch Leistungen aus Lebensversicherungen
gepfändet.

Die 11. Verordnung (VO) zum Reichsbürgergesetz vom 25.11.41 war die finanzpolitische
Ergänzungsmaßnahme zu den zeitgleich beginnenden Deportationen in die Ghettos und
Vernichtungslager des Ostens. Das Vermögen der Juden, die, wie es zynisch ausgedrückt wur-
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de, „ihres gewöhnlichen Aufenthalts im Ausland“ wegen ihre deutsche Staatsangehörigkeit
verloren, fiel an das Deutsche Reich „zur Förderung aller mit der Lösung der Judenfrage im
Zusammenhang stehenden Zwecke“.23 Die Versicherungsgesellschaften waren verpflichtet,
dem Oberfinanzamt Berlin die jüdischen Versicherungsvermögen anzuzeigen. Sicherlich wur-
den nicht alle jüdischen Versicherungen erkannt. Eine Versicherungsgesellschaft meldete ihre
Schwierigkeiten, die Rassenzuschreibung der Versicherten zu erkennen: „Wir werden daher
genötigt, damit zu beginnen, unseren ganzen Versicherungsbestand, der 130.000 Akten
umfaßt, Akte für Akte daraufhin durchzusehen, ob irgendein ausgewanderter deutscher Jude
an diesen Versicherungen Rechte besitzt. Es bedarf wohl keiner weiteren Ausführung, daß,
zumal bei dem gegenwärtigen Personalmangel, diese Arbeit in der durch die Verordnung vor-
gesehenen Frist bis 25.5.1942 nicht abgeschlossen werden konnte [...] Selbst wenn diese Arbeit
abgeschlossen sein wird, können wir keine Gewähr dafür übernehmen, daß uns nicht einzel-
ne Rechte solcher ausgewanderten deutschen Juden, die anmeldepflichtig wären, entgangen
sind.“24

Eine weitere Möglichkeit, die Versicherungsguthaben festzustellen, ergab sich aus den
Vermögenserklärungen der Deportierten. Sowohl die Vordrucke zur Enteignung aufgrund
der 11. VO als auch diejenigen zur Enteignung volks- und staatsfeindlichen Vermögens ent-
hielten Fragen nach Versicherungsverträgen. Nach der Deportation konnten die Finanz-
behörden dann die Rückkaufswerte von den Versicherungsgesellschaften anfordern.

Nach der Erfassung der jüdischen Versicherungsvermögen regelte das Reichsaufsichtsamt
die Modalitäten der Enteignung. Die unter die 11. VO fallenden Kapital-Lebensversicherun-
gen mit laufender Prämienzahlung galten danach zum 31.12.41 als gekündigt. Der Rückkaufs-
wert einschließlich banküblicher Zinsen vom 31.12.41 bis zum tatsächlichen Überweisungstag
war von den Versicherungsgesellschaften auf Anforderung an das Oberfinanzamt Berlin zu
zahlen. Das Finanzamt hatte das Recht, Versicherungsverträge weiterzuzahlen. Diese auf den
ersten Blick geradezu widersinnige Regelung hatte folgenden Hintergrund: Stand eine Versi-
cherung kurz vor Ablauf der vereinbarten Versicherungsdauer, war es günstig, die Prämien zu
entrichten, da bei Ablauf sämtliche Schlussgewinne ausgezahlt wurden, die bei vorzeitiger
Kündigung an die Versicherungsgesellschaft fielen. Für Rentenversicherungen ohne Rück-
kaufsrecht – bei Tod fiel noch vorhandenes Kapital an die Versicherungsgesellschaft – war fest-
gelegt, dass 75 Prozent des zum 31.12.41 berechneten Deckungskapitals zuzüglich der bis
dahin fälligen und noch nicht ausgezahlten Rentenleistungen an das Finanzamt abzuführen
seien. Dieser durch die Allgemeinen Vertragsbedingungen ausgeschlossene Zugriff auf das
Deckungskapital, eben weil das Rückkaufsrecht ausgeschlossen war, wurde damit begründet,
dass die Versicherer „vorzeitig von der Tragung des weiteren Wagnisses befreit sind“.25 Die
amtliche Begründung war hanebüchen, denn das Risiko in der Rentenversicherung besteht in
einem (langen) Weiterleben der Versicherten. Im Todesfalle verbleibt noch vorhandenes
Deckungskapital bei der Gesellschaft. Wohl in dem Wissen, zumindest aber in der Ahnung,
dass das Leben der Deportierten bedroht war, weigerten sich zunächst einige Gesellschaften,
die 75 Prozent Deckungskapital auszuzahlen, wenn das Reich nicht nachwies, dass die Ren-
tenversicherten den Stichtag 31.12.41 erlebt hatten. Doch das Reichsaufsichtsamt wies solche
Forderungen mit Blick „auf die bekannten Schwierigkeiten der Beibringung einer Lebens-
bescheinigung“ zurück. Die 75 Prozent-Regelung sei eben eine Pauschal-Regelung ohne
Klärung jeden Einzelfalles. Letztendlich akzeptierten alle Gesellschaften nach Klärung vieler
Einzelfragen die Beschlagnahme. 
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Die 11. VO erfasste nur die Juden, die über die Reichsgrenzen verschleppt wurden. Um
die übrigen jüdischen Versicherungsvermögen zu erfassen, erließ das Reichsaufsichtsamt im
März 1943 weitere Regelungen. Unter Berufung auf das „Gesetz zur Verhinderung volks- und
staatsfeindlicher (reichsfeindlicher) Bestrebungen“ aus dem Jahre 1933 mussten die Rück-
kaufswerte aus allen jüdischen Kapital-Lebensversicherungen an das Reich abgeführt werden.
Für Rentenversicherungen ohne Rückkaufsrecht galt wiederum die 75 Prozent-Pauschal-
regelung.

Der Deutsche Ring hatte 1938 beim „Anschluss“ Österreichs die Aktien der Österreichi-
schen Versicherungs AG, der Nachfolgegesellschaft der Phoenix Versicherung AG, erhalten.
Diese seinerzeit zweitgrößte Versicherungsgesellschaft Europas war 1936 zusammengebro-
chen und hatte ungedeckte Prämienreserven hinterlassen. Die nunmehr als Deutscher Ring,
Wien, geführte Gesellschaft hatte einen erheblichen Bestand an jüdischen Versicherungen,
deren Deckungskapital bei der staatlichen Beschlagnahme auf 20 Mio. RM geschätzt wurde.
Der Deutsche Ring zahlte 1944 eine Vorauszahlung von 6 Mio. RM an den Oberfinanz-
präsidenten Berlin, da durch die außerordentliche Masse der Fälle und die kriegsbedingten
Verwaltungsprobleme eine individuelle Abrechnung und Überweisung der Rückkaufswerte
zurückgestellt wurde.

Hauptverwaltung des Deutschen Rings in den 1930er Jahren am heutigen Johannes-Brahms-Platz.
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Die 11. VO wurde von der Versicherungswirtschaft zugleich genutzt, um sich von die-
sem jüdischen Teil der Gemeinschaftsverpflichtungen aus der Nachfolge des österreichischen
Phoenix zu befreien. Beim „Anschluss“ Österreichs hatte das Deutsche Reich aus propagandi-
stischen Gründen die Erfüllung aller Versicherungsverpflichtungen des Phoenix garantiert,
obwohl die Vermögenslage dies nicht zuließ. Die Verbindlichkeiten des Phoenix wurden auf
die gesamte deutsche Versicherungswirtschaft in Form von Versicherungsfonds-Schuldver-
schreibungen verteilt. Der Deutsche Ring als Besitzer des österreichischen Altbestandes und
die Schuldenverwaltung des deutschen Phoenix-Bestandes, der „Versicherungsfonds“, traten
1942 nach Erlass der 11. VO an das Reichswirtschaftsministerium heran, ob es der deutschen
Versicherungswirtschaft weiter „zugemutet“ werden sollte, die Umlagen auch für die schät-
zungsweise 30–50 Prozent jüdischen Versicherungsverträge des Phoenix zu erbringen. Auf die
jüdischen Versicherungen sollte nur das beim Phoenix-Zusammenbruch 1936 real vorhande-
ne Deckungskapital angerechnet werden. Damit hätten sich die Versicherungssummen dieser
Verträge und entsprechend die Versicherungsfonds-Schuldverschreibungen der Phoenix-
Umlage für die Versicherungswirtschaft verringert. Auch wenn in diesem Fall das Deutsche
Reich „geschädigt“ werden sollte, denn die so gekürzten Versicherungsleistungen jüdischer
Verträge wurden durch die 11. VO zu Gunsten des Reiches beschlagnahmt, so zeigt der Vor-
gang, wie die Versicherungswirtschaft antijüdische Maßnahmen für eigene Geschäftsinteressen
instrumentalisierte.

Hauptverwaltung der Volksfürsorge Lebensversicherung An der Alster in den 1930er Jahren.



Ingo Böhle • „Juden können nicht Mitglieder der Kasse sein“

3.6. Schäden aus jüdischen Unfall-, Haftpflicht- und Schadenversicherungsverträgen

Versicherungsverträge wurden in der Regel mit einer Laufzeit von einem Jahr und einer
Jahresprämie abgeschlossen. Eine Kündigung war nur zum Ende der vereinbarten Versiche-
rungsperiode möglich. Der unverbrauchte Teil der Prämie fiel an die Versicherungsgesell-
schaft, selbst wenn das versicherte Interesse im Laufe des Versicherungsjahres weggefallen war.
War also eine versicherte Sache verkauft oder zerstört, bekamen die Versicherten den unver-
brauchten Anteil der Jahresprämie nicht zurück. Das Dogma der „unteilbaren Jahresprämie“
war keine besondere antisemitische, sondern eine allgemein verbraucherfeindliche Bestim-
mung. Sie traf die jüdischen Versicherten nach dem 30.1.33 allerdings besonders hart, wenn
durch gesetzliche Maßnahmen oder durch wirtschaftliche Not das versicherte Risiko nicht
mehr vorhanden war. So verneinten die Versicherungsgesellschaften und das Reichsaufsichts-
amt ein außerordentliches Recht zur Vertragsauflösung wegen unvorhergesehener Änderung
der Lebensverhältnisse in Zusammenhang mit dem „Gesetz zur Wiederherstellung des Berufs-
beamtentums“. Die zwangspensionierten jüdischen Beamtinnen und Beamten oder mit Berufs-
verbot belegten Ärztinnen und Ärzte, Anwältinnen und Anwälte usw. wurden auf die
normalen Kündigungsfristen zum Ende der Versicherungsperiode verwiesen. Ein jüdischer
Rechtsanwalt und Notar, dem aufgrund des Reichsbürgergesetzes im Dezember 1935 das
Notariat entzogen wurde, musste gegen seinen Willen die Anwaltsversicherung fortsetzen,
weil seine Zulassung als Anwalt nicht erloschen war.26

Der gleiche Mechanismus traf jüdische Kfz-Besitzerinnen und Besitzer nach dem Novem-
berpogrom. Der Reichsführer SS und Chef der Deutschen Polizei, Heinrich Himmler, ord-
nete im Dezember 1938 ein Fahrverbot für alle Juden an. Die meisten mussten ihr Auto, teil-
weise im Wege der „wilden Arisierung“ untergeordneter Stellen, zu Schleuderpreisen verkau-
fen. Die im Voraus gezahlte Jahresprämie verfiel, wenn „arische“ Käufer ihr Kündigungsrecht
wahrnahmen und lieber bei einer anderen Gesellschaft eine Kfz-Versicherung abschlossen.
Einen Extremfall verhandelte das Amtsgericht Berlin-Charlottenburg: Der jüdische Kläger
musste drei Tage nach Beginn des Versicherungsschutzes sein Auto verkaufen und erhielt – da
übliche Versicherungspraxis – von der Jahresprämie nichts zurück. Das Gericht wies seine
Klage gegen die Versicherungsgesellschaft ab und bestätigte den Prämienverfall: „Die gegen-
teilige Auffassung müßte sogar dazu führen, daß der Jude, der infolge [des Fahrverbotes]
seinen versicherten Wagen verkauft, besser gestellt wäre als der deutsche Volksgenosse beim
Verkauf seines Wagens aus wirtschaftlicher Not, also zu einem ganz untragbaren Ergebnis.“27

1942 bestimmte das Reichsaufsichtsamt, dass auf Grundlage der 11. VO zum Reichsbür-
gergesetz vom 25.11.41 Schaden-, Haftpflicht- und Unfallversicherungsverträge von Juden
erloschen seien. Auch für diese Verträge verblieb der unverbrauchte Teil der Prämien bei den
Versicherungsgesellschaften. Ausnahmeregelungen vom „Prinzip der unteilbaren Jahres-
prämie“ konnten für nichtjüdische Versicherte dagegen durchaus gefunden werden. Nach
Absprache mit dem Reichswirtschaftsministerium und dem Reichsaufsichtsamt wies die
Reichsgruppe Versicherungen – darin waren alle Versicherungsgesellschaften nach einer
gesetzlichen Anordnung seit 1934 organisiert – im Februar 1942 an, dass auf die Lage der von
Kriegsschäden betroffenen Unternehmen besondere Rücksicht genommen werden müsse. Ins-
besondere sollte der Grundsatz von der „unteilbaren Prämie“ nicht zur Geltung kommen und
eine Prämienreduzierung bei Gefahrminderung möglich sein, auch wenn die vereinbarten
Versicherungsbedingungen dies nicht vorsähen. 1943 wurde die Regelung der „unteilbaren
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Prämie“ kurzerhand gesetzlich außer Kraft gesetzt. Das auffällige Unrecht, dass die Versiche-
rungsgesellschaften durch das Versicherungsvertragsrecht an Kriegszerstörungen indirekt ver-
dienten, weil sie die unverbrauchten Prämien behielten, obwohl die versicherte Sache zerstört
worden war, wurde angesichts der „arischen“ Kriegsgeschädigten beseitigt. Nach der Novel-
lierung des Versicherungsvertragsrechtes musste nun der Teil der unverbrauchten Prämie
erstattet werden, wenn das versicherte Interesse, z. B. ein durch Bomben zerstörtes Haus,
wegfiel.
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4. Private Krankenversicherung (PKV) im Nationalsozialismus

4.1. Früher Antisemitismus in der PKV-Wirtschaft vor 1933

Ausgeprägten Antisemitismus gab es in der PKV schon vor 1933, der von deutsch-natio-
nalen Kreisen getragen war. Dr. Max Teichmann, Vorstand des zu diesem Zeitpunkt größten
PKV-Unternehmens Leipziger Barmenia und Mitglied der Deutsch-Nationalen Volkspartei,
ließ sich 1931 in der Fachpresse über das „denkbar schlechteste Risiko der jüdischen Rasse“
aus. „Ein außerordentlich entwickelter Familiensinn“ würde angeblich zu Überängstlichkeit
und zur übermäßigen Inanspruchnahme ärztlicher Leistungen führen.29 Teichmanns Verdikt
war schieres Ressentiment, da die PKV-Wirtschaft zu diesem Zeitpunkt über keine verläss-
lichen statistischen Unterlagen verfügte. Auch spätere Krankheitsstatistiken aus der Mitte der
30er Jahre differenzierten nicht nach der „Rasse“ der Versicherten. Das Hamburger Unter-
nehmen Deutscher Ring Krankenversicherung hatte als einzige große PKV-Gesellschaft schon
vor 1933 per Satzung festgelegt, keine Juden zu versichern und warb damit: „Als 1926 das
1. Geschäftsjahr beendet ist, kann der kleine Verein auf 30.000 Mitglieder zurückblicken. Es
waren alles Menschen, die aus einer betonten Haltung heraus gewonnen wurden, sie fühlten
sich angesprochen durch den Juden-Paragraphen [...].“30 Der Deutsche Ring war seit 1929 Ver-
sicherungspartner der NSDAP und hatte eine Sterbegeldversicherung für NSDAP-Mitglieder
und deren Angehörige vereinbart. Im gleichen Jahr war er kurze Zeit Träger der Unfall- und
Haftpflichtversicherungen der SA, bevor eine „Hilfskasse“ der SA den Versicherungsschutz in
eigene Regie übernahm. Die Nationalsozialistische Versicherungshilfe, eine Beratungsstelle bei
der NSDAP-Reichsleitung, arbeitete als verdeckte Generalagentur des Deutschen Ringes und
zahlte der NSDAP Provisionen für ihre Versicherungsvermittlung. Zugleich stellte der Deut-
sche Ring zahlreiche arbeitslose NSDAP-Mitglieder als Werber ein. Der NSDAP-Reichstags-
abgeordnete Franz Stöhr konnte 1929 über den Deutschen Ring voller Überzeugung sagen,
„dass in keinem anderen Versicherungsunternehmen Deutschlands auch nur annähernd die
gleiche Gewähr dafür geboten ist, dass das Geld der Partei absolut und vollständig jeden
jüdischen Zugriffs entzogen sein würde [...]“.31

Die sogenannten Handwerkerversicherungsgesellschaften, die von Handwerksinnungen
gegründet worden waren und rund ein Drittel des PKV-Marktes beherrschten, nahmen eben-
falls vor 1933 Kontakt mit der NS-Bewegung auf. Ihr Verband hatte enge Verbindungen zum
NS-Kampfbund für den Mittelstand und betonte, dass „bereits längere Zeit vor Übernahme
der politischen und wirtschaftlichen Macht durch die NSDAP seitens maßgeblicher Wirt-
schaftsführer der Partei der Gleichklang zwischen Geschäftspolitik unserer Anstalten einer-
seits und nationalsozialistischer Wirtschaftsauffassung andererseits festgestellt wurde [...]“.32

Sofort nach der Machtübertragung 1933 warben die Handwerkerversicherungen mit einem
Empfehlungsschreiben des Leiters des NS-Kampfbundes, Adrian von Rentelen, für den Ver-
sicherungsabschluss.

Die Barmenia unterstützte den 1932 von NSDAP-Mitgliedern gegründeten Nationalen
Krankenversicherungsverein in Stuttgart, der ausschließlich die NS-Bewegung als Kunden-
zielgruppe definierte. Die Central Krankenversicherung AG, ein Unternehmen im Besitz der
Schweizerischen Rückversicherung, führte eine Generalagentur mit der Bezeichnung Völki-
sche Krankenhilfe Koblenz, die keine Juden versicherte, aber Versicherungsschutz für den
gewalttätigen Straßenkampf der NS-Bewegung bot: „Das Risiko aus politischen Streitigkeiten
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kann gegen Zahlung eines Zuschusses von RM 1,- pro Monat und Mitglied eingeschlossen
werden, sofern das Mitglied nicht als Angreifer aufgetreten ist.“33

4.2. 1933: Antijüdische Restriktionen der PKV-Wirtschaft ohne staatlichen Auftrag 

Die jüdische Bevölkerungsgruppe gehörte zur klassischen Klientel der PKV und setzte
sich überwiegend aus kleinen selbstständigen Ladenbesitzern, dort beschäftigten Angestellten
und zunehmend aus freiberuflich Tätigen zusammen. 1933 war über die Hälfte der rund
240.000 jüdischen Erwerbspersonen selbstständig. Die Zahl jüdischer Versicherungen dürfte
recht hoch gewesen sein. Nach dem 30. Januar 1933 durchsetzte nationalsozialistische Rheto-
rik und antisemitische Propaganda die Kundenwerbung in der PKV. Der in den Besitz der
DAF übergegangene Deutsche Ring reklamierte für sich, auf Grund der „Gleichschaltung“
und des Besitzwechsels ein dem Nationalsozialismus besonders verbundenes Unternehmen zu
sein. Seine Außendienstler arbeiteten rege mit DAF-Dienststellen zusammen und erweckten
bei Kunden oftmals den Eindruck, dass sie „von der Partei“ kämen. Bereits anderweitig kran-
kenversicherten DAF-Mitgliedern wurde empfohlen, zum Deutschen Ring zu wechseln. Die
privaten und öffentlich-rechtlichen Versicherungsgesellschaften wandten sich energisch gegen
die Monopolisierungstendenzen des Deutschen Rings im Kreis der 18 Millionen DAF-Mit-
glieder.34 Der Deutsche Ring sah sich um die Früchte seines schon vor 1933 eingeschlagenen
antisemitischen und antikapitalistischen Kurses gebracht und war der Meinung, „dass der
Reichsverband für Privatversicherung bewusst die ganzen Vorgänge entstellt, um auf diese Art
und Weise den Deutschen Ring ins Zeug flicken zu können, weil dieser Deutsche Ring in der
Vergangenheit und vielleicht auch heute noch eine unbequeme Konkurrenz darstellt und von
jeher nach anderen Grundsätzen handelte als die privaten Versicherungsgesellschaften“.35

Doch die von den Nationalsozialisten verkündete soziale „Revolution“ erwies sich aus-
schließlich als antikapitalistische Rhetorik und war schnell beendet. Die auf Privateigentum
beruhenden Grundlagen der Wirtschaft waren in der NS-Spitze unumstritten. Zwischen dem
Reichsverband der Privatversicherung und der DAF wurde 1934 schließlich ein Wett-
bewerbsabkommen geschlossen. Letztlich gelang es aber im NS-Staat nie, die Vermischung
von Geschäft und Partei bei der Versicherungswerbung, und zwar nicht beschränkt auf die
DAF-Gesellschaften, völlig zu unterbinden.

Das antisemitische Ressentiment avancierte 1933 zu einer der wichtigsten Werbebot-
schaften in der PKV. Versicherungsagenten stellten ihr eigenes Unternehmen als „judenfrei“
dar und verunglimpften die Konkurrenz auf Grund ihrer jüdischen Angestellten, Versicher-
ten und jüdischen Außendienstmitarbeiter. An der Spitze der antijüdischen Kampagne
standen zwar von Haus aus antisemitische Krankenversicherungsvereine wie der Nationale
Krankenversicherungsverein, der ausschließlich NSDAP-Mitglieder beschäftigte und mit
Hakenkreuzinsignien warb, und der Deutsche Ring, aber auch andere Gesellschaften oder
einige ihrer Agenten nutzten das jüdische Stigma bei der Akquisition. Die Hamburger
Bezirksdirektion der Barmenia gab ihren Außendienstmitarbeitern bekannt, dass „jüdische
Kreise in Zukunft bei unserem Unternehmen nicht mehr krankenversichert werden können“
und schwärzte andere Versicherungsgesellschaften an, weiterhin das „schlechte Judenrisiko“
zu übernehmen.36 Die zu den Handwerkerversicherungen zählende Nordwestdeutsche Ver-
sicherungsanstalt (Nova) aus Hamburg erwirkte sogar eine einstweilige gerichtliche Verfügung
gegen den Nationalen Krankenversicherungsverein und untersagte diesem die Behauptung,
„man könne nicht wissen, wie viele Juden bei der Nordwestdeutschen Versicherungsanstalt
a. G. für Handwerk und Gewerbe, Sitz Hamburg, wären.“37 Wie die Barmenia gingen viele

25



Ingo Böhle • „Juden können nicht Mitglieder der Kasse sein“

26

Mitteilung der Barmenia-Filiale Hamburg vom 9.12.1933 an den Außendienst
über jüdische Versicherungskundschaft.
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Versicherungsvereine sofort dazu über, jüdische Anträge nicht mehr anzunehmen oder Neu-
aufnahmen per Satzung auszuschließen. Dagegen warben anfangs Gesellschaften wie etwa die
Nova in jüdischen Kundenkreisen und nutzten den zur Schau gestellten Antisemitismus eini-
ger Gesellschaften zur gezielten Abwerbung von jüdischen Versicherten. Auch wenn kein
politisch-moralisches Argument, sondern sicherlich das Provisionsinteresse von Versiche-
rungsagenten die weitere Aufnahme von Juden motivierte, belegt es die Handlungsfreiheit der
PKV-Gesellschaften in der „Judenfrage“ 1933. Staatliche Vorgaben, Verbandsbeschlüsse oder
Empfehlungen existierten nicht. Die Gesellschaften, teilweise auch ihre Filialen und Bezirks-
direktionen, entschieden selbstständig. Die antisemitische Karte wurde innerhalb der Versi-
cherungswirtschaft vor allem in der PKV-Branche gespielt. Die Barmenia unterrichtete 1933
das Reichsaufsichtsamt, „dass Angriffe wegen der Beschäftigung des Herrn Direktor Katz [des
jüdischen Gesellschaftsarztes] nur in der Krankenversicherung vorgekommen sind, während
solche Konkurrenzmaßnahmen in der Lebensversicherung überhaupt unbekannt sind und
deshalb auch gegen uns nicht angewendet werden, wie ja auch in anderen Gesellschaften
Nichtarier sogar im Vorstand verbleiben können“.38

Mit rassistischen Unterstellungen gegen jüdische Versicherte und vor allem gegen jüdi-
sche Ärztinnen und Ärzte wurde die Aufsehen erregendste und einschneidendste Aktion des
Jahres 1933, der Ausschluss der jüdischen Ärzteschaft aus der Erstattung der PKV, gerecht-
fertigt. Seniorpartner der PKV-Wirtschaft war die deutsche Ärzteschaft, die schon vor 1933
für nationalistische und autoritäre Tendenzen anfällig gewesen war. Die Vorlage für den Aus-
schluss stammte aus der gesetzlichen Krankenversicherung, denn im April 1933 wurden die
Bestimmungen des „Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ auf die Sozial-
versicherung übertragen. Juden konnten nur Kassenärztinnen und -ärzte bleiben, wenn sie
Frontkämpfer des Ersten Weltkrieges oder Hinterbliebene solcher waren, so dass rund 40 Pro-
zent der jüdischen Ärztinnen und Ärzte die Zulassung zu den gesetzlichen Kassen verloren. 

Im Mai 1933 kam der größte Zusammenschluss von PKV-Gesellschaften, der sogenann-
te Leipziger Verband, mit den Organisationen der Ärzteschaft, dem Hartmann-Bund und der
Kassenärztlichen Vereinigung, überein, dass die Verbandsgesellschaften Rechnungen nichtjü-
discher Patienten nicht mehr erstatten, wenn sie jüdische Ärztinnen und Ärzte in Anspruch
genommen hatten. Nur noch jüdische Versicherte durften weiterhin Rechnungen jüdischer
Ärztinnen und Ärzte einreichen. Rechnungen kommunistischer Ärztinnen und Ärzte sollten
generell nicht mehr übernommen werden. Staatliche Stellen waren an den Verhandlungen
nicht beteiligt und lehnten zu diesem Zeitpunkt antijüdische Maßnahmen in der Wirtschaft
generell ab. Das Reichswirtschaftsministerium befürchtete nachteilige Auswirkungen im Aus-
land und eine nicht gewollte Vorentscheidung für die gesamte Privatwirtschaft. Der im Mai
1933 verabredete Ausschluss der gesamten jüdischen Ärzteschaft ging weit über die staatlichen
Maßnahmen gegen jüdische Beamtinnen und Beamte und die Regelung in den gesetzlichen
Kassen hinaus, denn die Frontkämpfer-Klausel schützte die Mehrzahl der jüdischen Ärztinnen
und Ärzte. Auf Anweisung des Reichswirtschaftsministeriums mussten die Organisationen
der Ärzteschaft und der Leipziger Verband die Frontkämpfer-Regelung für die PKV akzep-
tieren. Über den Ausschluss jüdischer Ärztinnen und Ärzte wurden alle Versicherten durch
Mitgliederzeitungen oder spezielle Informationsblätter unterrichtet. Die Ausschlusslisten
wurden in den Filialen veröffentlicht. Die PKV-Gesellschaften standen in ständigem direkten
Kundenkontakt, denn die Leistungen wurden zumeist direkt in den Geschäftsstellen an die
Versicherten ausgezahlt. Der Aushang der Ausschlusslisten machte die Filialen der PKV-
Gesellschaften zu Orten antisemitischer Demonstration.
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Mitteilungen des Deutschen Rings an die Versicherten über den Ausschluss jüdischer Ärztinnen
und Ärzte aus der Rechnungserstattung für „arische“Versicherte.
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4.3. Judenpolitik der PKV-Wirtschaft im Nationalsozialismus: Verfolgung,

Diskriminierung und Ausschluss

Die PKV-Wirtschaft war in den ersten Jahren nach 1933 die Branche der Versicherungs-
wirtschaft mit den schärfsten antijüdischen Maßnahmen. Staatliche Eskalationen der Juden-
verfolgung wie die Nürnberger Rassengesetze und der Novemberpogrom 1938 radikalisierten
den Antisemitismus der PKV-Wirtschaft. In aller Regel gab es keinen gesetzlichen oder staat-
lichen Anstoß für antijüdische Maßnahmen in der PKV, sondern im Gegenteil bremsten das
Reichsaufsichtsamt und das Reichswirtschaftsministerium oftmals die Scharfmacher aus der
PKV-Wirtschaft.

In der NS-Zeit wurde es für Juden zunehmend schwieriger, PKV-Verträge abzuschließen.
Bis 1939 nahmen zehn der 40 größten PKV-Gesellschaften den so genannten Arierparagra-
phen in die Satzungen auf und schlossen damit Juden von der Neuaufnahme aus. Viele Gesell-
schaften druckten in die Aufnahmeformulare Verweise, dass Anträge von Juden ungültig sei-
en. Der Deutsche Ring schilderte in einem Gerichtsverfahren seine Praxis, jüdische Anträge
auszusondern: „Der Prokurist der Beklagten [des Deutschen Ringes Krankenversicherung] hat
bekundet, es seien in den Fällen, wo der Name des Bewerbers dem Vorstand Bedenken an der
Judenreinheit desselben erregte, bzw. in den Fällen, in denen der Agent aus dem Aussehen der
Bewerber Bedenken gleicher Richtung schöpfte, vor der Annahme des Antrages erst entspre-
chende Ermittlungen angestellt worden.“39 Mitte der 30er Jahre war eine Situation erreicht, in
der sich Juden in der „übergroßen Mehrzahl“ der PKV-Gesellschaften nicht mehr versichern
konnten.40 Die Nova dehnte die Judenklausel sogar auf „Halbjuden“ aus, worüber sich der
„Mischlingsverband von 1937“, eine staatlich anerkannte Organisation der „gemischtblütigen“
deutschen Staatsangehörigen, beim Reichsaufsichtsamt beschwerte. Er verlangte, dass seine
Mitglieder anders als die „Volljuden“ behandelt werden sollten. Die Nova berief sich auf das
Recht der Vertragsfreiheit und kam damit beim Reichsaufsichtsamt durch.41

Allerdings folgten nicht alle PKV-Gesellschaften der antisemitischen Linie. Gesellschaf-
ten wie in Hamburg etwa die Deutsche Krankenkasse von 186942 oder die Bürgerliche
Krankenkasse, ein Tochterunternehmen der Hamburg-Mannheimer,43 die weiterhin Juden
aufnahmen, konnten sich der Duldung und teilweisen Unterstützung des Reichsaufsichts-
amtes und Reichswirtschaftsministeriums sicher sein, die bis 1940 den Ausschluss der Juden
aus der PKV ablehnten und offenkundig rechtswidrige Maßnahmen nicht legitimierten. 

Juden hatten nicht nur Schwierigkeiten, sich neu zu versichern, sondern mussten um
ihren bestehenden Versicherungsschutz bangen. Die Gesellschaften nutzten ihr seinerzeit in
vielen Bedingungen noch verankertes Kündigungsrecht fast ausschließlich bei jüdischen
Verträgen, während nichtjüdischen Versicherten auf Druck des Reichsaufsichtsamtes nur in
Ausnahmefällen gekündigt wurde. Das Reichsaufsichtsamt billigte dieses Vorgehen und sah
entgegen seiner sonstigen Gepflogenheit bei vertraglichen Kündigungen jüdischer Versiche-
rungen bewusst ab „von irgendwelchen sonst üblichen Einwirkungen auf die Unternehmun-
gen“.44 Krankenversicherungsvereine besaßen zwar oftmals keine satzungsgemäße Möglichkeit
zur Kündigung, wenn die Mitglieder ihren Vertragspflichten nachkamen. Doch Vereine,
deren Mitglieder keinen formellen Rechtsanspruch auf Leistungen besaßen, konnten sich ihrer
jüdischen Mitglieder mit einer Satzungsänderung entledigen. Die Mitgliederversammlung der
Krankenkasse des Vereins Hamburgischer Staatsbeamten ergänzte 1938 die Satzung um den
Zusatz „Juden können nicht Mitglieder der Kasse sein“ und kündigte den jüdischen Ver-
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sicherten. Zwei von ihnen, darunter der 1935 zwangsweise in den Ruhestand versetzte Ham-
burger Versicherungsrechtler Prof. Ernst Bruck, klagten gegen die Kasse und baten um
Berücksichtigung, „dass es den Klägern schwerlich gelingen werde, jetzt noch in einer anderen
Krankenversicherung unterzukommen. Dies gelte nicht nur wegen ihrer Abstammung, son-
dern auch wegen ihres vorgeschrittenen Alters. Wenn sie jetzt ihre Mitgliedschaft verlieren, so
gingen sie nicht nur der Vorteile verlustig, die sie sich durch Jahre lang gezahlte Beiträge
erworben hätten, sie würden vielmehr auch ausser Stand gesetzt, sich anderweitig zu entschä-
digen.“45 Das Hamburger Landesgericht wies die Klage ab, denn „der Rassegedanke, dem auf
diese Weise Geltung verschafft werden soll, beherrscht das heutige Rechtsleben derart, dass
Rücksichten anderer Art ihm nicht im Wege stehen dürfen“.46 Der Deutsche Ring kündigte
jüdische Versicherungen bei Bestandsübertragungen anderer Krankenversicherungsvereine
sofort. So verloren 600 jüdische Versicherte des Hamburger Krankenversicherungs-Vereins
von 1882 ihren Versicherungsschutz bei Fusion des liquidierten Unternehmens mit dem
Deutschen Ring.47 Durch gezielte Kündigungskampagnen gelang es der gesamten deutschen
PKV-Wirtschaft, den Bestand jüdischer Versicherungen deutlich zu verringern.

Jüdische Versicherte, die in der PKV verblieben, waren in der Regel von außertariflichen
Leistungen und jeglicher Kulanz ausgeschlossen und oftmals schikanöser Behandlung unter-
worfen. Besonders perfide ging die Nova gegen jüdische Versicherte vor. Sie hatte das Ver-
hältnis von Prämien und Leistungen für ihre 587 jüdischen Versicherten in Hamburg unter-
sucht und eine Schadenquote von 146,5 Prozent errechnet. Dies veranlasste die Nova, „nach
den wahren Gründen der erhöhten Inanspruchnahme der jüdischen Mitglieder zu forschen.
Wir haben festgestellt, dass der Grund darin zu suchen ist, daß der größte Teil der jüdischen
Ärzte zu den Behandlungen bei den gesetzlichen Krankenkassen nicht zugelassen ist. Um die-
sen eine Verdienstmöglichkeit zu verschaffen, pflegen die jüdischen Mitglieder diese jüdischen
Ärzte bevorzugt in Anspruch zu nehmen. Um Klarheit darüber zu erlangen, ob die Mitglie-
der tatsächlich krank waren, haben wir von dem uns in § 23 unserer AVB [Allgemeinen Ver-
sicherungsbedingungen] eingeräumten Recht Gebrauch gemacht und die Mitglieder durch
einen beauftragten Arzt (Anstaltsarzt) untersuchen lassen. Dieser konnte selbst in einer einge-
henden Untersuchung nur in den seltensten Fällen das Bestehen einer Krankheit oder einen
krankheitsähnlichen Zustand feststellen. Um Zweifel über seinen Befund auszuschließen, hat
der Anstaltsarzt die Einweisung der betreffenden Mitglieder in ein Krankenhaus durch die
Anstalt veranlaßt. [...] Von den bis zum 7. Dezember 1937 [...] vom Vertrauensarzt unter-
suchten 45 Mitgliedern haben nur 4 der Einweisung Folge geleistet. [...] Eine Anzahl der in das
Krankenhaus eingewiesenen Mitglieder hat aus der Krankenhauseinweisung die Folgerung
gezogen und das Vertragsverhältnis gekündigt.“48 Die Nova beantragte beim Reichsaufsicht-
samt, künftig jedes jüdische Mitglied bei Vorliegen einer Krankheit umgehend in ein Kran-
kenhaus einweisen zu dürfen. Das Reichsaufsichtsamt untersagte der Nova mangels vertrag-
licher Grundlage die Krankenhauseinweisungen unter Androhung des Ausschlusses, denn eine
PKV-Gesellschaft konnte zwar Leistungen verweigern, wenn ein erkrankter Versicherter die
ärztlich indizierte Krankenhauseinweisung nicht befolgte, nicht jedoch vermeintliche
Simulanten hineinverfügen. Doch die schikanöse Behandlung hatte ihren Zweck mit der
Selbstkündigung vieler Versicherter schon erfüllt. Fast die Hälfte aller jüdischen Versicherten
aus Hamburg schied „freiwillig“ aus.49
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Auszüge aus einem Schreiben der Nova an das Reichsaufsichtsamt für Privatversicherung
vom 14.1.1938.
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Die schon vor 1933 entstandene Legende des schlechten jüdischen Risikos hatte inzwi-
schen den Rang einer unumstößlichen, wenn auch unbewiesenen, Wahrheit erreicht. Die Ver-
einigte Krankenversicherung AG rechtfertigte die Kündigungen jüdischer Verträge mit dem
Credo der gesamten PKV-Wirtschaft: „Ganz allgemein hat allerdings die private Krankenver-
sicherung feststellen müssen, dass Nichtarier unversicherbar sind; die Fälle, in denen der
Nichtarier früher oder später nicht wenigstens seine Prämien verbraucht, sind selten.“50

Statistische Nachweise für eine besondere Krankheitsanfälligkeit der jüdischen Bevölkerung
gab es nicht. Sollten die oben zitierten Berechnungen der Nova aus dem Jahr 1937 der Wahr-
heit entsprechen, so drücken sie lediglich das Ergebnis einer Politik der Self-fulfilling
Prophecy aus. Infolge der nationalsozialistischen Judenverfolgung, an der die PKV-Wirtschaft
tatkräftig mitgewirkt hatte, war tatsächlich eine besonders schadenträchtige Risikogruppe
entstanden. Der jüdische Bevölkerungsteil war in Folge der Emigration gerade der Jüngeren
überaltert, wirtschaftlich deklassiert, oftmals arbeitslos und sozial geächtet, in ständiger Angst
um Leben und Gesundheit sowie in Erwartung einer ungewissen und düsteren Zukunft. Die-
se Faktoren provozierten eine überdurchschnittliche Krankenquote. Zudem hatten die PKV-
Gesellschaften durch ihre restriktive Aufnahmepolitik selbst den Zustrom jüngerer Juden in
die Versichertenbestände verhindert. Gegen Ende der 30er Jahre waren die jüdischen Ver-
sicherungen sicherlich „schlechte Risiken“.

Der Topos des „schlechten jüdischen Risikos“ führte recht bald zum Ruf nach Über-
tragung der jüdischen Verträge auf eine besondere Krankenversicherungseinrichtung. Nach
Verabschiedung der Nürnberger Rassengesetze 1935 verlangte die Fachgruppe PKV, der 1934
staatlich verfügte Zusammenschluss aller PKV-Gesellschaften, vom Reichswirtschaftsministe-
rium, die Überführung aller bestehenden jüdischen Versicherungen auf eine spezielle jüdische
Krankenversicherung anzuordnen. Da es lediglich zehn kleine, regional begrenzte jüdische
Versicherungsvereine gab, wurde vorgeschlagen, zwei davon reichsweit zu öffnen, um zu
„versuchen, die noch bei unseren Mitgliedern versicherten Personen jüdischer Rasse auf diese
vorstehend angegebenen jüdischen Unternehmungen überzuführen, damit der Krankenver-
sicherungsbestand der deutschen Unternehmungen judenfrei wird“.51 Dabei handelte es sich
um eine Scheinlösung, blieb doch unberücksichtigt, dass kein jüdischer Verein über das
Kapital, Personal und Know-how verfügte, um Zehntausende Versicherungsverträge zu
betreuen. Der künftige Versicherungsschutz ihrer jüdischen Kundschaft war der Fachgruppe
PKV höchst gleichgültig.

Nach Erlass der Nürnberger Rassengesetze verlangte die Fachgruppe PKV nachdrücklich
den generellen Ausschluss aller jüdischen Ärztinnen und Ärzte von der Behandlung „arischer“
Versicherter. In der Begründung ihres Antrags transportierte die Fachgruppe die besondere
sexuelle und geschlechtliche Konnotation der Rassengesetze in das Gesundheitswesen: „Das
Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre vom 15.9.1935 [...]
bezweckt insbesondere den Schutz der deutschen Frau vor Eingriffen des Juden. Im Sinne des
Gesetzes liegen daher alle Bestrebungen, die darauf gerichtet sind, Abstand zum Judentum zu
nehmen; dies trifft in besonderem Maße bei der ärztlichen Behandlung zu. [...] Der noch sehr
starke Einfluß des Judentums im Gesundheitswesen muß endlich unterbunden werden. Auf
die Gefahr der ärztlichen Behandlung durch Nichtarier braucht nicht besonders hingewiesen
werden, es sei nur erwähnt, daß es dem Rasseempfinden des deutschen Volkes auf jeden Fall
widerspricht, wenn Frauenleiden oder Geschlechtskrankheiten durch Nichtarier behandelt
werden.“52 Das Reichswirtschaftsministerium blockte aber den Vorschlag bis zu einer generel-
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len gesetzlichen Regelung des Umgangs mit der jüdischen Bevölkerung in Wirtschaftsfragen.
Im November 1936 einigten sich die PKV-Unternehmen mit der Ärzteführung auf einen neu-
en Vertrag. Von der Erstattungspflicht für arische Versicherte sollten nunmehr alle jüdischen
Ärzte, unabhängig ob sie Frontkämpfer des Ersten Weltkrieges gewesen waren oder nicht,
ausgeschlossen werden. Allerdings nahmen die gesetzlichen Krankenkassen keine Anpassung
an die Nürnberger Rassengesetze vor, so dass auch die PKV-Wirtschaft den Ausschluss jüdi-
scher Ärzte nicht weiter vorantreiben konnte. Die Kategorisierung der Nürnberger Rassenge-
setze, wer Jude oder „Mischling“ sei, führte allerdings zu dem Kuriosum, dass Rechnungen
von bisher ausgeschlossenen „Mischlingen“ nunmehr erstattet wurden.

Trotz der massiven und konzertierten Verfolgung jüdischer Ärztinnen und Ärzte durch
die in den Verbänden zusammengefassten großen PKV-Gesellschaften und die Organisationen
der Ärzteschaft gab es bis 1938 Verwaltungsstellen einzelner Gesellschaften, die Rechnungen
der Ausgeschlossenen erstatteten. Das Abkommen mit den Ärzteorganisationen aus dem Mai
1933 war nur von den beiden großen PKV-Verbänden, später dem einheitlichen Reichsver-
band der PKV, in Kraft gesetzt worden. Gesellschaften außerhalb der Verbände, eventuell
auch einzelne Filialdirektionen der Verbandsgesellschaften, erstatteten dennoch die Rechnun-
gen jüdischer Ärztinnen und Ärzte auch für nichtjüdische Versicherte und warben sogar
damit. 1935 verpflichteten sich dagegen der Reichsverband der PKV und die öffentlich-recht-
lichen PKV-Anbieter in einem Wettbewerbsabkommen: „Es ist verboten, damit zu werben,
daß den Versicherten Rechnungen nichtarischer Ärzte erstattet werden.“53 1938 reichte die
Fachgruppe PKV ein überarbeitetes Merkblatt für den Wettbewerb ein, das wiederum ein
Werbeverbot für die Erstattung von Leistungen jüdischer Ärztinnen und Ärzte enthielt. Die
insgesamt 25 Verbote des Merkblatts wurden als „Hauptverstöße in der Praxis“ bezeichnet.54

Bei Inkrafttreten wären alle PKV-Gesellschaften zum antijüdischen Kurs verpflichtet gewesen,
da ein gesetzlicher Zwang zur Mitgliedschaft in der Fachgruppe bestand. Die Verabschiedung
des Merkblatts verzögerte sich, weil sich das Reichswirtschaftsministerium und die Fach-
gruppe PKV über grundsätzliche Fragen der Wettbewerbsordnung auseinander setzten. Das
erst 1940 erschienene Merkblatt sprach nur noch von „ausgeschlossenen Ärzten“ – das waren
so genannte Vielverschreiber und vermeintliche Ausnutzer – und nicht mehr von jüdischen.
Da diese nach Aberkennung der Approbation 1938 generell nur noch jüdische Patientinnen
und Patienten behandeln durften – deren Erstattung durch das Abkommen mit der Ärzte-
schaft 1933 nicht strittig war –, war ein besonderer Passus im Merkblatt nicht mehr not-
wendig. Dieser Vorgang verweist auf Handlungsalternativen der PKV-Gesellschaften im
Umgang mit jüdischen Versicherten und Vertragspartnern. Bis zum staatlich angeordneten
Ausschluss der Juden aus der PKV 1940 war vom antisemitischen Kurs der Fachgruppe PKV
abweichendes Handeln möglich, und es wurde zumindest von wenigen Gesellschaften
praktiziert.

4.4. Radikalisierung nach dem Novemberpogrom 1938

In dem von der Reichsregierung inszenierten Novemberpogrom wurden in Deutschland
91 jüdische Bürgerinnen und Bürger getötet und zahlreiche verletzt. Die Leistungen aus Kran-
kenversicherungen für die jüdischen Verletzten des Novemberpogroms waren vertragsgemäß
zu erbringen, weil anders als bei Sachversicherungen keine Ausschlusstatbestände wegen
innerer Unruhen festgelegt waren. Die Ansprüche aus Personenversicherungen blieben aus-
drücklich von staatlichen Eingriffen verschont. Wenige Tage nach dem Pogrom wurde die
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Fachgruppe PKV ohne staatlichen Anstoß gegen die jüdischen Versicherten aktiv. Nach der
„Verordnung zur Ausschaltung der Juden aus der Wirtschaft“ vom 12.11.38 durften Juden
nicht mehr Mitglied von Genossenschaften sein. Die Fachgruppe wollte diese Regelung wegen
der „engen soziologischen und rechtlichen Verwandtschaft“ auf Versicherungsvereine auf
Gegenseitigkeit ausdehnen.55 Einige Krankenversicherungsvereine, darunter die Nova,56 woll-
ten den Erfolg der Initiative der Fachgruppe, auf den Gesetzgeber einzuwirken, nicht abwar-
ten und trennten sich kurzerhand unter Verweis auf den Genossenschafts-Paragraphen von
den jüdischen Mitgliedern. Viele jüdische Versicherte akzeptierten die Kündigung. Wer klag-
te, hatte durchaus Chancen, dass die Gerichte der Argumentation der PKV-Gesellschaften
nicht folgten und die Kündigungen für gegenstandslos erklärten. Andere Versicherungsgesell-
schaften beriefen sich überhaupt nicht auf gesetzliche Grundlagen, sondern argumentierten
ausschließlich rassistisch. Die Südwestdeutsche Versicherungsanstalt, wie die Nova eine Hand-
werkerversicherung, kündigte ihren jüdischen Versicherten am 12.11.38 fristlos: „Im Hinblick
auf die Ereignisse der letzten Tage ist eine Fortführung Ihrer Versicherung und die weitere
Gewährung eines Versicherungsschutzes auch mit Rücksicht auf die arischen Mitglieder unse-
rer Anstalt nicht mehr möglich. Wir haben deshalb das Vertragsverhältnis mit Ihnen mit
sofortiger Wirkung aufgehoben.“57 Nach dem Novemberpogrom trennte sich eine Vielzahl
von PKV-Gesellschaften ohne rechtliche Grundlage von ihren jüdischen Versicherten.
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Mitteilung der Nova vom 25.11.1938 an das Reichsaufsichtsamt über die Kündigung
jüdischer Versicherungsverträge.
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Im September 1938 war allen jüdischen Ärztinnen und Ärzten die Approbation aber-
kannt worden, und es wurden nur noch sehr wenige als „Heilbehandler“ zur Betreuung von
jüdischen Patientinnen und Patienten zugelassen, was umgehend sofort zu weiteren Restrik-
tionen der PKV-Wirtschaft führte. Die Fachgruppe wies die Gesellschaften darauf hin, dass die
jüdischen damit keine bestallten Ärzte oder anerkannten Heilpraktiker mehr seien und somit
die Kostenübernahme nicht mehr erfolgen dürfe. Der Anweisung der Fachgruppe PKV vom
September 1938, Rechnungen jüdischer Ärztinnen und Ärzte nicht mehr zu erstatten, weil
ihnen die Approbation aberkannt worden war, folgten viele Gesellschaften wie etwa die
Deutsche Krankenkasse von 1869 in Hamburg.58

Vor allem in der ersten Phase des antijüdischen Terrors nach dem Novemberpogrom
waren die jüdischen Betroffenen offensichtlich zu eingeschüchtert, um der Leistungsverwei-
gerung zu widersprechen. Das Reichsaufsichtsamt wirkte aber gemäß späteren Gerichts-
entscheidungen darauf hin, dass die Gesellschaften weiterhin tarifgemäß erstatten sollten. Mit-
entscheidend war die Stellungnahme des Beauftragten der Ärztekammer für Judenfragen:
„Diese Behandler müssen sinngemäß für die Juden wie approbierte Ärzte für die Deutschen
gelten. Es heisst deshalb den Sinn der Versicherungssatzungen durch Wortklauberei in das
Gegenteil zu verkehren, wenn sich Versicherungsgesellschaften immer wieder auf die fehlen-
de Approbation berufen. Zudem ist es einer deutschen Versicherung unwürdig, von jüdischen
Versicherten Beiträge zu nehmen und die Leistungen abzulehnen.“59 Auch das Reichsjustizmi-
nisterium lehnte die „Buchstabenauslegung der Allgemeinen Versicherungsbedingungen“
durch die PKV-Gesellschaften ab.60 Der Beauftragte der Reichsärztekammer für Judenfragen
war gewiss kein Philosemit, und es ging ihm im Wesentlichen darum, jüdische von den nicht-
jüdischen Patienten zu separieren. Dennoch legte sein Plädoyer an die PKV-Gesellschaften,
ihre mit jüdischen Versicherten abgeschlossenen Verträge zu erfüllen, den Finger in die Wun-
de. Die PKV-Gesellschaften befolgten bei jüdischer Kundschaft selbst einfache kaufmännische
Prinzipien nicht. 

Der Deutsche Ring nutzte die Aberkennung der Approbation sogar schon vor dem
Novemberpogrom zu verschärften Maßnahmen gegen noch „unerkannte“ jüdische Versicher-
te in ihrem Bestand und jüdische Ärztinnen und Ärzte. Der Vorstand wies die Filialen schon
im Oktober 1938 an, alle Rechnungen jüdischer Ärzte in die Hauptverwaltung zu senden:
„Die Unterlagen sind dann sofort zwecks Einleitung des Ausschlußverfahrens nach Hamburg
zu geben. Handelt es sich bei dem einen jüdischen Heilbehandler in Anspruch nehmenden
Mitgliedern nicht um Juden, so hat sich der jüdische Heilbehandler eines strafbaren Verstoßes
gegen Grundgesetze des deutschen Volkes schuldig gemacht. Auch in diesem Falle sind die
Unterlagen zwecks Prüfung der etwa zu veranlassenden Maßnahmen nach Hamburg zu
senden.“61

4.5. Die „Lösung der Judenfrage“ in der PKV

Nach dem Novemberpogrom 1938 radikalisierte sich die staatliche Judenpolitik, zu
deren Ziel es gehörte, die jüdische Bevölkerung aus der Wirtschaft zu verdrängen. Das
Reichsaufsichtsamt und die Reichsministerien waren nunmehr gezwungen, sich eingehend mit
der wenige Tage nach dem Pogrom erneuerten Forderung der Fachgruppe PKV nach Aus-
schluss der jüdischen Versicherten auseinander zu setzen. Zunächst wollten die beteiligten
Ministerien die Juden nicht völlig aus dem Rechtsgefüge Deutschlands verdrängen und lehn-
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ten eine isolierte „Lösung der Judenfrage“ in der PKV ab. Sie fürchteten, dass die Ausge-
schlossenen der öffentlichen Wohlfahrt zur Last fallen würden. Erst Ende 1939 veränderte sich
die Judenpolitik des Reichsaufsichtsamtes durch die Bestellung des NSDAP-Funktionärs
Georg Amend zu seinem Präsidenten, der gleichzeitig Amtsleiter für Versicherungsfragen
beim NSDAP-Reichsschatzmeister blieb. Das Reichsaufsichtsamt schwenkte auf die von der
Fachgruppe PKV seit langem vertretene Judenpolitik ein und wies die PKV-Gesellschaften an,
jüdische Versicherungsverträge zum 30.4.40 zu kündigen und die Anteile dieser Versicherun-
gen an den gesetzlichen und geschäftsplanmäßigen Rückstellungen sowie die Sterbegeldrück-
lage – in den Tarifen waren zumeist kleine Todesfallversicherungen eingeschlossen – zu
berechnen.

Bei der Umsetzung der jahrelangen Forderung der Fachgruppe PKV, Juden aus der PKV
auszuschließen, handelte es sich um eine Fernwirkung des Novemberpogroms, gekoppelt mit
der veränderten Judenpolitik des Reichsaufsichtsamtes unter Amends Präsidentschaft. Beson-
dere Radikalisierungen in der „Judenfrage“ erfolgten zu dieser Zeit in anderen Bereichen nicht,
und auch die Behandlung der jüdischen Verträge in anderen Versicherungssparten wurde nicht
gleichzeitig geregelt. Rechtliche Sondervorschriften für die Behandlung jüdischer Versiche-
rungen außerhalb der PKV folgten erst Mitte 1942 nach Beginn der Deportationen in die
Ghettos und Vernichtungslager des Ostens.

Es lassen sich nach Art des Vollzugs des Judenausschlusses per April 1940 drei Gruppen
von Versicherungsgesellschaften unterscheiden:

Die erste und bei weitem größte Gruppe führte 1940 überhaupt keine jüdischen Verträ-
ge mehr in ihren Beständen. Dazu gehörten nicht allein der Deutsche Ring, der niemals Juden
versichert hatte und sich rühmte, solche, die sich „unter Verbergung ihrer rassischen
Zugehörigkeit die Mitgliedschaft erschlichen hatten“, sofort entfernt zu haben,62 oder Gesell-
schaften, die den Arierparagraphen eingeführt hatten. Auch solche Gesellschaften, die eigent-
lich unkündbare jüdische Versicherungen hätten führen müssen, meldeten einen judenfreien
Bestand, weil sie sich ihrer zuvor durch unrechtmäßige Kündigungen entledigt hatten. Zur
ersten Gruppe sind die Gesellschaften hinzuzurechnen, die nur verschwindend geringe Zahlen
von jüdischen Verträgen meldeten. Nur ganz wenige Verträge waren offenbar ihren systema-
tischen Kündigungsaktionen entgangen. Ein beredtes Beispiel ist die Nova, die 26 Verträge per
30.4.40 kündigte, aber 1937 allein in Hamburg 587 jüdische Versicherungen verwaltet hatte.

Die zweite erheblich kleinere Gruppe umfasst Gesellschaften, die im April 1940 nur noch
wenige jüdische Verträge hatten, was sich mit einem „natürlichen“ Abgang, z. B. durch
Emigration und Selbstkündigung, allein nicht erklären lässt. Auch sie werden aktiv jüdische
Versicherungen gekündigt haben. Bei den im April 1940 noch existenten jüdischen Verträgen
dürfte es sich um unkündbare Versicherungen oder schadenfreie Verträge, die nicht „aufge-
fallen“ waren, gehandelt haben.

Die dritte und kleinste Gruppe besaß 1940 einen etwas größeren Bestand an jüdischer
Kundschaft. Aber selbst die Bestände dieser Gruppe beinhalteten wohl nicht den normaler-
weise zu erwartenden jüdischen Anteil. So hatte etwa die Vereinigte Krankenversicherung AG
schadenträchtige jüdische Versicherungen weniger kulant als die nichtjüdischen behandelt,
und die im Jahr 1939 ausgesprochenen Kündigungen betrafen hauptsächlich jüdische Ver-
sicherungen. 
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1940 waren 8,8 Mio. Personen in der PKV versichert. Hochgerechnet waren zu diesem
Zeitpunkt nur noch rund 20.000 jüdische Personen versichert, also 0,25 Prozent der Ver-
sicherten insgesamt. Relativ die meisten jüdischen Versicherungsverträge hatte die Kranken-
kasse des Kaufmännischen Vereins zu Magdeburg mit 3,76 Prozent. Es ist nicht möglich, exakt
zu berechnen, wie viele jüdische Verträge normalerweise noch hätten existent sein müssen.
Die jüdische Bevölkerung Deutschlands war zwar von 537.000 im Jahr 1933 infolge der
Auswanderung auf knapp 200.000 gesunken. Aber allein die Zahl der 587 jüdischen Verträge
der Nova in Hamburg Ende 1937 – laut Volkszählung 1939 lebten 10.131 Juden in der Stadt -,
also ein weit über dem Bevölkerungsdurchschnitt liegender Anteil jüdischer Versicherter,
deutet darauf hin, dass sich Juden überdurchschnittlich oft privat krankenversichert hatten,
was mit ihrer überwiegend freiberuflichen Wirtschaftsexistenz korrelierte. 

Die anteiligen Zahlungen aus den Rückstellungen und der Sterbegeldreserve wurden 1942
nicht an die Versicherten, sondern an die Reichsvereinigung der Juden in Deutschland abge-
führt. Sie unterstand den Weisungen des Reichsministeriums des Inneren und musste u. a. die
Deportationen der deutschen Juden in die Konzentrationslager im Osten mitfinanzieren. Die
wenigen rein jüdischen Versicherungsvereine wurden aufgelöst und ihr Vermögen ebenfalls
auf die Reichsvereinigung übertragen.

4.6. PKV: Der antisemitischste Versicherungszweig im Nationalsozialismus

Die PKV-Wirtschaft verhielt sich als Ergebnis von bereitwilliger Mitarbeit aus ideologi-
scher Überzeugung und rückgratlosem Konformismus, technokratischem Handeln und
opportunistischer Anpassung besonders systemtreu und rassistisch. Dabei war eine deut-
schnationale und antisemitische Gesinnung in den Vorständen und Aufsichtsgremien einiger
großer PKV-Gesellschaften schon vor der Machtübertragung an die NSDAP bestimmend.

Das Verhalten der PKV-Wirtschaft zu ihren jüdischen Versicherten in der NS-Zeit war
geprägt von Vertragsumgehungen bis hin zu Vertragsbrüchen. Nicht versicherungsvertrag-
liche Rechte und Pflichten, sondern rassistische Unterscheidungen zwischen nichtjüdischen
und jüdischen Versicherten bestimmten den Umgang. Die jüdischen Versicherungsverträge
unterlagen mit Radikalisierungsschüben nach den Nürnberger Rassengesetzen 1935 und dem
Novemberpogrom 1938 zunehmend einer besonderen Behandlung. Die Aussonderung jüdi-
scher Versicherungsverträge wurde lange Zeit gegen den Willen staatlicher Kompetenzträger
betrieben. Die PKV-Wirtschaft war abgesehen von der Überweisung der Deckungsrücklage an
die Reichsvereinigung der Juden in Deutschland 1942 nicht direkt in den Massenmord an den
deutschen und europäischen Juden involviert. Bei dessen Beginn hatte sich die PKV-Wirtschaft
ihrer jüdischen Kunden bereits entledigt. Ihre öffentlich betriebene Judendiskriminierung hat
aber zur Stigmatisierung und sozialen Ausgrenzung beigetragen. Nur als Folge solcher
diskriminierender Apartheid-Politik in vielen gesellschaftlichen Bereichen war der spätere
systematische Massenmord denk- und machbar.

Der Antisemitismus der PKV-Wirtschaft war giftiger als in anderen Versicherungs-
zweigen. Eine der möglichen Ursachen ist wohl im Konkurrenzverhalten der PKV-Wirtschaft
zu suchen. Der PKV-Markt mit seinen kurzzeitigen einjährigen Versicherungsverträgen war
erheblich unruhiger als das Lebensversicherungsgeschäft mit jahrzehntelangen und nur zu
ungünstigen Bedingungen vorzeitig kündbaren Verträgen bzw. der Sachversicherungsmarkt
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mit zehnjährigen Vertragslaufzeiten. Die Klientel der PKV war der durch die Hyperinflation
von 1923 verarmte und radikalisierte Mittelstand, anfällig für die nationalsozialistische Ideo-
logie. Immerhin 40 Prozent der Wählerschaft der NSDAP in der Endphase der Weimarer
Republik waren dem Mittelstand zuzuordnen. Die Werbung mit dem antisemitischen
Ressentiment und der Denunziation der Juden als „schlechtes Risiko“, die der Versicherten-
gemeinschaft schadeten, brachte Erfolg.

Für einige Maßnahmen der PKV-Wirtschaft waren Muster aus der Sozialversicherung
vorhanden. Insbesondere die Zusammenarbeit mit der besonders antisemitisch aufgeladenen
Ärzteschaft radikalisierte die Branche. Mit dem Abkommen über den Ausschluss jüdischer
Ärztinnen und Ärzte von der Erstattung wurde der Begriff des „jüdischen Ausnutzers“ in der
PKV geschaffen und in den Versichertenkreis getragen. Das Abkommen entfaltete dadurch
öffentliche Wechselwirkung, denn es stützte das antisemitische Ressentiment und setzte die
Gesellschaften unter den Druck ihrer nationalsozialistisch aufgeladenen Versicherten, die bei
Fortführung der jüdischen Versicherungsverträge mit Kündigungen drohten.

Auf der Suche nach den Beweggründen stößt man in den zeitgenössischen Dokumenten
häufig auf den Topos des „schlechten jüdischen Risikos“. Trotz fehlender statistischer Bewei-
se handelte es sich hierbei nicht um ein vorgeschobenes Argument der Branche, sondern um
subjektive Überzeugung. Allerdings führte das Argument mangelnder ökonomischer Nütz-
lichkeit nicht zwingend zur Ausgrenzung in der PKV. Zur gleichen Zeit wurden Frauen und
Kinder, die statistisch nachweislich mehr Leistungen als Männer beanspruchten, aus bevölke-
rungspolitischen Gründen zu nicht risikogerechten niedrigeren Prämien mitversichert. Der
Antisemitismus der Branche ist also nicht als betriebswirtschaftliches Kalkül misszuverstehen.
Es bedurfte des sozialen Stigmas und der eigenen antisemitischen Weltanschauung, um die
Juden als vermeintlich „schlechte“ Risikogruppe zu verfolgen.

Einem besonderen Druck oder gar Zwang, ihre jüdischen Kunden auszusondern, war die
PKV-Wirtschaft nicht ausgesetzt. Es war ohne Wettbewerbsnachteile möglich, jüdische Ver-
träge rechtskonform bis zum 30.4.40 weiterzuführen. Einige wenige haben wegen fehlender
staatlicher Diskriminierungsvorschriften ihre jüdischen Versicherten bis 1940 „normal“
behandelt. Die Mehrzahl nutzte ihre Spielräume jedoch nur dazu, den Antisemitismus anderer
Bereiche zu kopieren und zu übertreffen.
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Im Frühjahr 1933 traten viele Vorstandsmitglieder aus den Versicherungsgesellschaften
zusammen mit anderen Teilen aus der deutschen Wirtschaftselite sicherlich zunächst aus
opportunistischen Gründen in die NSDAP ein. Der Beitritt erfolgte freiwillig und entschied
nicht darüber, ob derjenige in seiner Leitungsfunktion verblieb oder nicht. Berufliche
Nachteile entstanden für die Nichtparteimitglieder nicht. Ob sich eine Gesellschaft bei der
„Gleichschaltung“ 1933 von einem Manager trennte, entschied sich nicht an der Frage der
Parteizugehörigkeit, sondern der rassistischen Zuschreibung zum Judentum.

Ein staatlicher Zwang zur Kündigung jüdischer Manager in der Privatwirtschaft bestand
nicht. Auf entsprechende Anfragen verneinte das Reichsaufsichtsamt für Privatversicherung
ausdrücklich staatliche oder gesetzliche Vorgaben. Die Gesellschaften verfügten selbst unter
Berücksichtigung des starken nationalsozialistischen Zeitgeistes und des Terrors der national-
sozialistischen Gruppen in den Belegschaften über Handlungsfreiheiten. Aber innerhalb der
privaten Versicherungswirtschaft hielt nur die Berliner Victoria Versicherung AG bis 1935 an
ihrem jüdischen Vorstandsvorsitzenden Emil Herzfelder fest. In anderen Wirtschaftsbranchen
konnten hingegen jüdische Manager durchaus noch einige Jahre auf leitenden Stellen
verbleiben.

Die anderen Versicherungsgesellschaften entfernten dagegen schon 1933 ihre jüdischen
Aufsichtsrats- und Vorstandsmitglieder. Die Hamburg-Mannheimer Versicherung AG zwang
ihre jüdischen Aufsichtsratsmitglieder, darunter Erich Warburg aus der bekannten Hambur-
ger Bankiersfamilie und den Politiker Erich Koch-Weser, zum Rücktritt. In diesem Fall waren
sogar die schwedischen Besitzer – die Aktienmehrheit an der Hamburg-Mannheimer hielt die
schwedische Svea Versicherung – die treibende Kraft, die den Verbleib der jüdischen
Aufsichtsräte nicht für opportun hielten, „wenn [es] eine Beeinträchtigung des Geschäfts
bedeutet.“63 Interessanterweise stellten sich in Hamburg die Vereinigte Lebensversicherungs-
anstalt aG für Handel, Handwerk und Gewerbe (Velahg) und die mit ihr verbundene Kran-
kenversicherungs-Gesellschaft Nova, die später besonders aggressiv gegen ihre jüdische Kund-
schaft vorging, als eine der wenigen Gesellschaften vor ihren jüdischen Gesellschaftsarzt Dr.
med. Alexander-Katz. Trotz massiver antisemitischer Angriffe der Konkurrenz und der Pro-
teste eigener Beschäftigter erwirkten sie von hochrangigen Hamburger NS-Funktionären,
ihrem Aufsichtsratsvorsitzenden und Staatsrat Christian Bartholatus und dem Reichsstatthal-
ter Karl Kaufmann, die Erlaubnis, Alexander-Katz als Frontkämpfer des Ersten Weltkrieges
weiter zu beschäftigen.64 Erst 1935 endete Alexander-Katz’ Tätigkeit für die beiden Gesell-
schaften, und er emigrierte in die USA.65

In der Volksfürsorge, bis Mai 1933 ein Unternehmen der freien Gewerkschaften und der
Konsumgenossenschaften, wurden jüdische Beschäftigte sofort nach der Besetzung der Ham-
burger Hauptverwaltung durch die SA und Überführung in das Eigentum der DAF entlassen.
Der jüdische Angestellte Tobias beklagte die fehlende Solidarität der Belegschaft: „Meine
Kollegen dort waren sehr feige. Sie sagten nicht: „wir können Dir nicht helfen“, sondern „ich
habe Frau und vier Kinder“. Sie haben alle Angst gehabt, haben mir auch nachher nicht ein-
mal Geld geschickt oder sonstwas.“66 „Halbjüdische“ Angestellte wurden in der Volksfürsorge
zunächst weiterbeschäftigt. Doch im August 1935 wurde einer 52jährigen Buchhalterin nach
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16jähriger Betriebszugehörigkeit fristlos gekündigt und die Zahlung der ihr zustehenden
betrieblichen Pension verweigert, weil sie – so der damalige Terminus – Halbjüdin war. Das
eingeschaltete Hamburgische Staatsamt setzte sich für die Entlassene ein, weil nach dem
geltenden Recht jüdische „Mischlinge“ im Wirtschaftsleben den „Ariern“ gleichgestellt waren.
Die Volksfürsorge lehnte eine Wiedereinstellung entschieden ab und konnte sich auf das Ham-
burger Arbeitsgericht berufen, das neben der rassistischen auch noch eine perfide geschlech-
terpolitische Argumentation entwickelt hatte: „Schon vom Standpunkt einer der Volks-
gemeinschaft gegenüber pflichtbewusst vorgenommenen Verteilung der gegebenen Arbeits-
möglichkeiten kann es nicht als berechtigt angesehen werden, daß ein – dazu noch gut besol-
deter – Arbeitsplatz von einer Jüdin oder Halbjüdin besetzt bleibt, wenn er für einen fachlich
vorgebildeten arischen Art- und Rassegenossen, vermutlich sogar für einen Familienvater
freigemacht werden kann.“67

Der Deutsche Ring beschäftigte als Gesellschaft des antisemitischen Deutsch-Nationalen
Handlungsgehilfenverbands aus ideologischen Gründen schon vor 1933 keine Juden und
nahm diese Bestimmung 1934 in seine erste Betriebsordnung auf: „Selbstverständliche
Voraussetzung für die Zugehörigkeit zu unserer nationalsozialistischen Betriebsgemeinschaft
ist demgemäß die arische Abstammung des Mitarbeiters bzw. des Bewerbers.“68

Die Nicht(weiter)beschäftigung jüdischer Angestellter bestimmte die Personalpolitik der
Versicherungsgesellschaften. Die meisten der jüdischen Innendienstbeschäftigten der Ver-
sicherungswirtschaft unterhalb der Leitungsebene verloren deshalb in den ersten Jahren der
nationalsozialistischen Diktatur ihre Stellung. Nach Angaben der Volkszählung 1933 arbeite-
ten 1.250 jüdische Angestellte im Innendienst der Versicherungswirtschaft. Einigen war sicher-
lich schon vor dem Zeitpunkt der Erhebung der Volkszählungsdaten im Juni 1933 gekündigt
worden. 1938 meldeten die Versicherungsgesellschaften stolz, dass im Innendienst aller Versi-
cherungsgesellschaften keine Juden mehr beschäftigt seien. Jüdische Mitarbeiter im Außen-
dienst wurden vor allem nach Denunziationen durch „arische“ Kollegen, die auf die Über-
nahme der Versicherungsbestände spekulierten, oftmals entlassen. So versicherte die Ham-
burg-Mannheimer 1936 aufgrund eines Angriffs der radikalen NS-Presse – der notorisch anti-
semitische „Stürmer“ hatte über einen angeblich beschäftigten polnischen Juden berichtet –,
„grundsätzlich“ keine Juden einzustellen.69 Einige Gesellschaften beschäftigten jedoch jüdische
Außendienstmitarbeiter einige Zeit weiter, weil sie für den Kontakt zu jüdischen Versicherten
benötigt wurden. Zwar meldete die Versicherungsfachpresse bereits 1940, dass alle jüdischen
Außendienstmitarbeiter „entfernt“ worden seien, doch in den dort publizierten Listen der
unter ein Beschäftigungsverbot fallenden Vertreter tauchten bis 1943 vereinzelt Juden auf, die
zweifelsfrei anhand des aufgezwungenen Vornamens Israel zu identifizieren waren. Noch 1943
wurde ein Berufsverbot gegen einen Vermittler mit dem Aufenthaltsort KZ Auschwitz
veröffentlicht.70
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Viele Versicherungsgesellschaften weigerten sich in der NS-
Zeit, mit jüdischen Bürgerinnen und Bürgen neue Versiche-
rungsverträge abzuschließen. Vor allem Unternehmen der
Privaten Krankenversicherung kündigten in den 1930er Jahren
mit legalen und illegalen Methoden schon bestehende Ver-
sicherungsverträge. Die angesparten Guthaben aus jüdischen
Kapitallebensversicherungen gingen zu großen Teilen indirekt
über ungerechtfertigte Steuern oder direkt durch Beschlagnah-
mungen an den NS-Staat. Ab 1942 konfiszierten die Finanz-
ämter die noch übrig gebliebenen Kapitallebensversicherungen
bei der Deportation jüdischer Versicherter in die Vernichtungs-
lager im Osten.

Dieses Buch beschreibt den Umgang der deutschen Versiche-
rungsunternehmen mit ihrer jüdischen Kundschaft, ihren
jüdischen Angestellten und weiteren jüdischen Vertragspart-
nern in der NS-Zeit. Im Mittelpunkt stehen Beispiele aus Ham-
burg, einem bedeutenden Versicherungsplatz Deutschlands.
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Behörde für Bildung und Sport
Amt für Bildung
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